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Immer wieder sprechen wir in
diesen Tagen über das Thema
„Politik und Moral". Auch wenn
ich manchmal denke: Wir haben
nun schon eine ganze Menge
Probleme durch die deutsche
Einheit - natürlich auch eine
Menge Freude - und nun haben
wir auch noch die Diskussion über
t Politik an sich, die sich die
Bundesrepublik auch schon 15
Jahre früher hätte gönnen
können. Insofern frage ich mich
manchmal: habe ich jetzt die
guten, friedlichen Zeiten
versäumt, als die Politiker noch
etwas galten und jetzt, wo wir aus
dem Osten nun mit Politik machen
können, da ist die Politik in die
Krise geraten. Was ist überhaupt
los mit dieser Bundesrepublik?
Gönnt man uns nicht die schöne,
ruhige und friedliche Bundesrepu-
blik, die wir aus der ehemaligen
DDR mehr oder weniger durch
das Fernsehen kannten und von
der man doch den Eindruck hatte,
daß die wichtigen Probleme gelöst
sind?

Bundesministerin Dr. Angela Merkel:
Unser Wertesystem in der CDU ist
geprägt vom christlichen Menschenbild

Unsere Erfahrung jetzt hat doch
wahrscheinlich etwas damit zu tun, daß
mit der Deutschen Einheit sich in Eu-
ropa, in der Welt eine ganze Menge
geändert hat, daß ein ganzes Weltsy-
stem, der „klassische Gegner" der frei-
heitlichen Demokratien, der Kommu-
nismus zusammengebrochen ist und
daß jetzt auch die bundesrepublikani-
sche Demokratie vor einer ganz neuen
Bewährungsprobe steht. Sie muß ohne
ein System neben sich, das offensicht-
lich schlechter oder ineffizienter oder
überhaupt abstrus ist, beweisen: ja, wir
sind fähig voranzugehen, unsere Pro-
bleme zu lösen und vor allen Dingen auf
die Anforderungen zu reagieren, die die
heutige Zeit mit sich bringt.

Diese Probleme haben wiederum
auch nur sehr mittelbar etwas damit zu
tun, daß wir die Deutsche Einheit ha-

ben und daß auch in Mittel- und Osteu-
ropa die sozialistischen oder kommuni-
stischen Diktaturen zusammengebro-
chen sind.

Auch ohne diesen Zusammenbruch
scheint mir, hat sich in der übrigen Welt
vieles geändert, was wir vielleicht gar
nicht so wahrgenommen haben. Unsere
Gesellschaft ist immer mehr zu einer
Informationsgesellschaft geworden, in
der wir im Grunde, wenn wir uns inter-
essieren, alles wissen könnten, aber
überhaupt gar nicht in der Lage sind,
alle Informationen zu verarbeiten, ge-
schweige denn sie in unser Wertesystem
einzuordnen. Da ist eine Welt, die sich
immer mehr in Richtung der Arbeitstei-
lung, der Aufteilung von Arbeitspro-
zessen organisiert, die also immer weni-
ger zusammenhängende Tätigkeiten,
z.B. im Familienbereich, kennt. Das
hat schwerwiegende Auswirkungen auf
das Zusammenleben der Generationen.
Es gibt eigentlich kaum noch lebensnot-
wendige Dinge, die die Generationen
miteinander verbringen müssen. Früher
gehörten der Bauer, die Felder und die
Kinder zusammen. Nur so konnte über-
haupt das Bauerndasein gesichert wer-
den.

Wir leben in einer Welt, in der es in
unseren Breiten zumindest sehr viel
mehr Freizeit gibt. Haben wir gelernt,
mit dieser Freizeit umzugehen? Und wir
haben eine Republik, in der über 40
Jahre Demokratie dazu geführt haben,
daß die Bürger emanzipierter geworden
sind. Autoritäten oder autoritäre Struk-
turen gelten nicht mehr so einfach et-
was, nur weil sie autoritäre Strukturen
sind. Darüber sind wir ja froh. Und wir
leben in einer Welt, die bei uns jeden-
falls in Mitteleuropa, mit erheblichen
demographischen Änderungen verbun-
den ist. Die Menschen werden älter, sie
leben länger - ein großer Erfolg von
Wissenschaft und Technik. Das heißt
aber im Gegensatz zu Kasachstan, wo
60 % der Menschen unter 25 Jahre alt
sind, sind es bei uns noch 15 %. In den
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50er Jahren waren es immerhin noch
fast 30 %. Das alles hat erhebliche
Auswirkungen auf unsere gesellschaft-
lichen Strukturen und das alles hat mit
der Deutschen Einheit und dem Zu-
sammenbruch des Kommunismus so
gut wie nichts zu tun. Deshalb ist ja die
Frage, wie machen wir nun weiter?

Rolle der Politik

Welche Rolle hat dabei die Politik,
aber welche Rolle haben auch andere
Teile der Gesellschaft, die Kirchen,
die Medien?

Nun wird im Zuge der Emanzipation
auch der Bürger gefragt: Ist denn das
überhaupt noch das richtige politische
System, um mit den Problemen, die
wir haben, umzugehen?

Oder sind nur die Politiker unfähig
und können uns nicht mehr vernünftig
sagen, wo es weitergeht. Und nach
Zeiten der Expansion und des Wachs-
tums ist auch eine Haltung da, die sagt,
wir erwarten eigentlich von Euch Poli-
tikern, daß Ihr uns a) sagt, wo es lang
geht und b) doch eine ganze Menge
Sicherheit vermittelt, daß alles besser
wird. Die Frage ist, ob Politiker das
überhaupt können und wenn sie es
nicht können, ob es nun prinzipiell
unmöglich ist oder ob nur gerade die
falschen Politiker im Amte sind, die
dazu nicht fähig sind.

Diese Fragen müssen wir vor dem
Hintergrund sehen, daß wir natürlich
schon einen anderen Zustand haben
als in den 50er, 60er Jahren und auch
wieder Mitte der 80er Jahre, wo es
Wachstumsphasen gab. Damals
konnte im Grunde jeder, der ein be-
stimmtes Interesse in dieser Republik
vertreten hat, daraufwarten, daß er an
dem Gesamtwachstum beteiligt wird
und auch Stärkung erfährt.

Schwierig wird die Sache erst in
Zeiten, in denen es kein Wachstum
gibt. Kann unser System auf neue
Herausforderungen angemessen rea-
gieren? Diesen Beweis werden wir
jetzt erbringen müssen. Nun hatte ich
in meiner Einfalt, als ich fröhlich dem
Geltungsbereich des Grundgesetzes
entsprechend Artikel 23 beigetreten
bin, gedacht, daß ja gerade das Gute
an der Bundesrepublik Deutschland
ist, daß es sich um ein lernfähiges
System handelt. Denn eines war si-
cher, die Diktaturen, die waren nur
sehr mangelhaft lernfähig. Wenn jede
Knappheit von Zahnbürsten im Polit-
büro diskutiert werden mußte, dann
verlor man das Vertrauen in die Lern-
fähigkeit dieses zentralistisch gesteuer-

ten Systems. Aber auf die Frage, wie
lernfähig denn nun diese alte Bundes-
republik war und wie lernfähig die
neue Bundesrepublik ist, muß ich sa-
gen, bin ich oft nicht besonders zufrie-
den mit der Antwort oder ich kann
auch sagen, ich hatte mir etwas mehr
erwartet.

Da stellt sich natürlich dann die
Frage: Was sind denn eigentlich die
Grundlagen, aus denen heraus Politi-
ker entscheiden? Denn wenn es z.B.
darum geht, neu zu verteilen, anders
zu verteilen, neue Akzente zu setzen,
dann muß man natürlich fragen, mit
welcher Zielrichtung und aufgrund
welcher Orientierung tun wir das. Ich
denke, das hat dann schon etwas mit
Moral zu tun. Unser Wertesystem in
der CDU ist ganz klar geprägt vom
christlichen Menschenbild, auf dieses
sollten wir uns immer wieder auch
zurückbesinnen, wenn wir neue Ant-
worten auf neue Fragen finden müs-
sen. Da kommt man dann zu ziemlich
altertümlichen Begriffen wie Solidari-
tät, Subsidiarität und zu der Frage,
was ist eigentlich für uns das Wichtige,
was wollen wir?

Grundlagen der politischen
Entscheidungen

Wenn ich das richtig verstanden habe,
dann hat die CDU immer gesagt: Wir
wollen entsprechend dem christlichen
Menschenbild versuchen, die Fähigkei-
ten und Möglichkeiten jedes einzelnen
Menschen in möglichst gerechter Weise
in dieser Gesellschaft zur Wirkung kom-
men zu lassen. Dieses wollen nun viele,
aber die politischen Antworten aus der
gleichen Wertevorstellung heraus, kön-
nen sehr unterschiedlich sein. Das führt
dann manchmal dazu, daß man sich fast
nicht mehr traut zu sagen: ich bin auch
ein Christ oder eine Christin, weil man
Angst hat, daß einem vorgehalten wird,
daß schon die christliche Botschaft in
sich bestimmte politische Antworten
impliziert. Das ist aber nicht so, und der
EÄK hat auch immer wieder betont:
paß auf, liebe evangelische Kirche, wir
sind auch Christen. Man kann durchaus
aus ein- und derselben Orientierung,
aus ein- und demselben Christsein her-
aus zu verschiedenen politischen Ant-
worten kommen.

Insofern glaube ich, ist es ganz wich-
tig zu sagen, daß Glaube und Politik
oder Wertesystem und Politik so ein-
fach keine Einheit bilden können, son-
dern daß Politik doch mehr etwas Prag-
matisches, etwas Handlungsorientier-
tes ist. Sehr verschiedene Handlungen
können aber aus ein- und derselben

moralischen Grundlage begründet
werden.

Niemand hat vielleicht mehr als der
EAK in der gesamten Geschichte der
Bundesrepublik, diese Spannung im-
mer wieder artikuliert und deutlich
gemacht. Katholische Christen hatten
in dieser Frage oft weniger Spannung
auszuhalten. Aber ich finde es halt
auch spannend, wenn man über diese
Dinge streitet.

Nun scheint es so zu sein, daß es bei
den Deutschen besonders schlimm ist
mit dem Verhältnis von Moral und
Politik. Schon der Spanier Ortega y
Gasset hat geschrieben: „Nirgendwo
braucht die Redeweise von der Politik
als einem schmutzigen Geschäft weni-
ger begründet zu werden als in
Deutschland. Das versteht sich nahezu
von selbst." Wir neigen sehr da7*1,,
alles, was wir über Politik sagen ,.r
denken, gleich mit einem moralisieren-
den Urteil zu behalten und damit sozu-
sagen eine Glaubensfragc aus be-
stimmten Dingen zu machen. Auch
darin, muß ich wieder sagen, ist die
CDU zum Teil Meister. Wenn's denn
gar nicht weitergeht und man mit prag-
matischen Argumenten nicht voran-
kommt, dann sagt man, dies ist eine
Grundfrage und deshalb müssen wir
das so beantworten. Auch davor warne
ich sehr.

Denn auch da müssen wir in der Politik
redlich sein und das Bemühen jedes
Einzelnen akzeptieren und auch ak-
zeptieren, daß ein anderer in unserer
Partei auf der Grundlage des christli-
chen Menschenbildes zu anderen
möglichen Antworten kommt. ^

Ich glaube, das muß eine Volkspar-
tei wie die CDU, aushallen. Ich sage
dies und habe dabei auch die Diskus-
sion um den § 218 im Kopf.

Ich rate jedem, der Politik betreibt,
nicht zu schnell mit den moralischen
„Totschlagargumenten" wieder auf die
Tagesordnung zu treten.

Was macht nun die Politik so zur
Grauzone, wenn nicht gar zum schmut-
zigen Geschäft im Sinne von Herrn
Gasset in Deutschland? Das hat etwas
damit zu tun, daß wir uns mit der
Macht schwer tun und daß wir meinen,
daß Parteilichkeit, parteiisches Auftre-
ten immer etwas mit Eigeninteresse zu
tun hat, und das Eigeninteresse hat
nicht so einen besonders hohen Stel-
lenwert. Im Grunde ist das scheinhei-
lig, weil wir natürlich alle sehr eigenin-
teressiert sind. Das ist ja auch das Gute
und Richtige an der CDU, daß sie
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weiß, daß das eigene Interesse der Mo-
tor gesellschaftlicher Entwicklungen
ist. Wenn wir das nicht akzeptieren und
entwickeln, dann werden wir eben nicht
vorankommen in der Lösung gesell-
schaftlicher Probleme. Deshalb sollten
wir gerade in der CDU nicht so tun, als
ob wir Eigeninteresse nicht etwa schät-
zen würden. Ich kann Ihnen versichern,
und ich spreche nun wieder von meinen
Erfahrungen aus meiner DDR-Zeit,
wenn Sie den Menschen das eigene
Interesse rauben, dann werden Sie eben
vieles von gesellschaftlicher Entwick-
lung und Triebkraft verlieren. Deshalb
seien wir froh, solange Menschen Ei-
geninteressen entwickeln.

Moralischer Rigorismus, der häufig
vermengt wird mit politischen Hand-
lungsnotwendigkeiten, führt sehr
schnell zur Polarisierung von Stand-

•Mtten. Es wird dann mit großer
L/(erbittlichkeit gestritten und das
Ganze hat als negative Folgemöglich-

'keiten - ich sage Möglichkeiten -, Into-
leranz und Uneinsichtigkeit. Aus mei-
ner Sicht bedeutet das einen klaren
Verfall der politischen Kultur, die Re-
duzierung der Politik auf Eindeutigkei-
ten.

Jede politische Entscheidung wird
wahre Momente und nicht so wahre
oder wichtige Momente enthalten,
wobei die wahren Momente natürlich
überwiegen sollten, aber kaum eine
politische Entscheidung ist in dieser
Hinsicht eindeutig.

Politik wird dann eben nicht mehr
als ein Prozeß des Abwägens und der
Kompromißsuche verstanden, son-

'i die politische Debatte wird letz-
tendlich immer unpolitischer, wenn
wir sie mit moralischen Kategorien
vermischen.

Andere Standpunkte

Deshalb ist es für unsere politische
Kultur außerordentlich wichtig, daß
wir akzeptieren, daß jeder sein eigenes
Wcrtesystem, sein eigenes moralisches
Gefüge hat, daß wir andere Stand-
punkte gelten lassen, daß wir ein ge-
wisses Maß an Toleranz aufbringen
und daß wir auf den moralischen Al-
leinvertretungsanspruch in der Politik
verzichten. Ansonsten verliert die Po-
litik nämlich ihre zweite Seite, ihre
unerläßliche und wichtige Seite. Wenn
Politik nur noch parteiisch ist, dann
hat sie nicht die Fähigkeit zum Aus-
gleich. Der Ausgleich zwischen den
Einzelinteressen ist die herausragende
Aufgabe von Politik.

Wenn wir heute über die Möglich-
keiten von Politik in der Bundesrepu-
blik Deutschland nachdenken, dann
ist das genau die Frage: Kommen wir
aus lauter Eigeninteressenvertretung
noch dazu, Ausgleich zwischen den
verschiedenen Interessen zu finden.
Ausgleich findet sich eben immer be-
sonders schnell, wenn jeder etwas da-
zukriegt. Dann braucht man nicht
lange zu feilschen, dann geht es relativ
glatt. Aber wenn vielleicht einer etwas
dazubekommt und dem anderen wird
etwas genommen, dann wird die Sache
schon viel schwieriger. Manche sagen,
so etwas ist in unserem System über-
haupt nicht machbar. Ich gehe aber
davon aus, daß wir den Ausgleich
schaffen. Wie kompliziert die Sache
ist, erfahren wir in dieser Zeit, in der
wir genau dieses leisten müssen.

Das heißt also, wir brauchen Politi-
ker mit einem festen inneren Koordi-
natensystem, aus dem heraus sie zu
Entscheidungen und Kompromissen
fähig sind, aber wir brauchen weniger
politische Moralisten - die helfen uns
zur Zeit aus meiner Sicht nicht weiter.
Und wir brauchen, und das halte ich
auch für ganz wichtig, in unserer Ge-
sellschaft wieder die Zuordnung der
eigentlichen Aufgaben. Weder ist die
Politik dafür verantwortlich, den Men-
schen den Sinn des Lebens zu erklären,
noch ist es Aufgabe der Kirche, ständig
politische Entscheidungen zu kom-
mentieren und an ihnen das Christsein
oder Nichtchristsein zu definie-
ren.

Wir brauchen uns als Politiker
nicht zu wundern, wenn die Menschen
über uns enttäuscht sind, weil wir ih-
nen falsche Dinge versprochen haben,
nur weil wir zu einer bestimmten Zeit
aus Bequemlichkeit einem bestimmten
Streit aus dem Wege gegangen sind.
Ich habe den Eindruck, daß viele, die
heute über die Politik oder über Politi-
ker verdrossen sind, nur deshalb ver-
drossen sind, weil sie den Eindruck
haben, die Politiker haben ihnen nicht
alles gesagt, was sie hätten wissen
können. Deshalb ist es ganz wichtig,
um auch die Frage der Moral in der
Politik überhaupt wieder in den Griff
zu bekommen, daß Politiker aufhören
- ich sage es selbstkritisch - falsche
Versprechungen zu machen. Denn er-
stens sind die Menschen nicht so däm-
lich, daß sie dauernd glauben würden,
das ist ein weiterer Irrtum, und zwei-
tens tun wir uns selber keinen Gefal-
len. Wenn wir eben zuviel Verspre-
chungen machen, dann werden wir
anschließend daran auch gemessen
und dann wird man sagen: Erstens

erzählen sie nicht die Wahrheit, zwei-
tens muten sie uns eine Menge zu und
dann wollen wir doch mal gucken, wie
die eigentlich leben. Dann beginnt ein
scharfes Infragestellen mit einem Ri-
gorismus, von dem ich an manchen
Stellen nicht weiß, ob er uns wirklich
weiterbringt. Denn wenn er zum
Schluß dazu führt, daß keiner mehr
besondere Lust hat, in die Politik zu
gehen, der noch irgendwie kreativ und
ideenreich ist, dann wäre unserem po-
litischen System insgesamt, glaube ich,
nicht gedient

Wenn wir in der Gesellschaft des
reinen Egoismus landen, in der je-
der nur noch fragt, was er bekom-
men kann, haben wir keine Zukunft
mehr. Das müssen wir den Men-
schen sagen, auch wenn es für den
einzelnen unbequem ist.
CDU-Generalsekretär
Peter Hintze, 12. 6.93

.... Deshalb meine ich, kritisieren ist
erlaubt, ist erwünscht, ist notwendig in
dieser Gesellschaft, es muß aber auch
einhergehen mit etwa ähnlichen Maß-
stäben für alle

Wenn wir anfangen, die indivi-
duelle Beurteilung eines Politikers im-
mer dann besonders intensiv zu betrei-
ben, wenn seine Handlungen beson-
dere Kontroversen auslösen, dann tun
wir etwas, was wir so nicht tun sollten,
denn dann wird Politik nicht mehr
politikfähig sein. Wir können nicht
anfangen, je nach dem Beliebtheits-
grad des jeweiligen Politikers zu einem
bestimmten Zeitpunkt unterschiedli-
che Maßstäbe anzulegen und zu sagen:
der macht da jetzt zur Zeit soviel, was
uns eigentlich nicht paßt und deshalb
gucken wir doch mal genau, was das
für ein Mensch ist. Das ist eigentlich
meine größte Sorge bei der augenblick-
lichen Diskussion, und damit könnten
wir uns die besten Leute kaputt ma-
chen, und das wäre nicht richtig.

Deshalb also mein Appell an den
EAK: weiter fest auf den moralischen
Fundamenten zu stehen, an einem
Wertesystem festhalten; es immer wie-
der neu zu befragen, aber dazu beizu-
tragen, daß auch kontroverse Politik
akzeptiert wird in diesen Lande, auch
unter den evangelischen Christen.
Dann wären wir schon ganz gut.

Anm.: Auszug aus dem Vortrag anläßlich der
EAK-Landestagung Hamburg.
Den vollständigen Redetext können Sie jeder-
zeit bei der EAK-Bundesgcschät'tsstelle anfor-
dern.

Evangelische
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Wird das Schulsystem den
Anforderungen unserer
Gesellschaft gerecht?
Steffie Schnoor

Erziehung und Bildung sollen den Menschen befähigen, selbständig und verant-
wortlich zu handeln und seinen Platz in der Gesellschaft zu finden. Erziehung ist
Sache der Eltern, die Schule aber hat die Aufgabe, die Eltern bei der Ausübung
ihres Erziehungsauftrags zu unterstützen. Wir müssen uns allerdings angesichts
sich ändernder gesellschaftlicher Anforderungen fragen, ob unsere Schulen noch
in der Lage sind, ihren Auftrag wahrzunehmen.

Die großen politischen und gesell-
schaftlichen Veränderungen der letz-
ten Jahre stellen unser Schulsystem
vor neue Herausforderungen.

Die Wiedervereinigung und die eu-
ropäische Einheit verlangen nach
neuen Überlegungen auch in der
Schulpolitik.

Die zunehmende Gewaltbereit-
schaft unter Jugendlichen, die erst jetzt
erneut in den schrecklichen Ereignis-
sen von Solingen zum Ausdruck ge-
kommen ist, macht deutlich, daß das
Verhältnis von Schule, Familie und
Politik neu diskutiert werden muß.

Geistige Einheit Deutschlands
verwirklichen

Die zentralen Fragen unserer bil-
dungspolitischen Diskussion müssen
lauten: Wie verwirklichen wir nach der
politischen auch die geistige Einheit
Deutschlands? Wie erhalten wir die
Wettbewerbsfähigkeit der Schulausbil-
dung? Aber auch: Wie bewahre ich die
Schule vor der Überforderung, gesell-
schaftliche Schäden auszugleichen?
Wie verhindert man den Eindruck bei
Schülern, Schule habe mit der Realität
außerhalb des Schulgebäudes nichts
gemeinsam?

Deutschland hat sich seit dem 03.
Oktober 1990 verändert. Neue politi-
sche Aufgaben stellen sich mit Nach-
druck. In diesem Jahr jährt sich die
Wiedererlangung der staatlichen Ein-
heit Deutschlands zum dritten Mal,
und die politische Einigung unseres
Landes hat ohne Zweifel Fortschritte
gemacht. Wie sieht es aber mit der
inneren Einheit Deutschlands aus? Na-
türlich bedeutet die Wiedervereini-
gung für die Menschen eine Zeit der
Umstellung. Dies gilt nicht nur für die
Bürger der neuen Länder, auch im
Westen zwingt die Wiedervereinigung
die Menschen zum Umdenken.

Kultusminister»! Steffi Schnoor: Informationsde-
fizit über Chancen unseres Schulwesens abbauen

Viele Bürger empfinden diese Ver-
änderung als unbequem. Die Einigung
Deutschlands als Chance zu begreifen,
als Chance für eine kritische Überprü-
fung bestehender Strukturen - diese
Perspektive verdiente mehr Aufmerk-
samkeit im Lande.

Gleichzeitig stellt der europäische
Binnenmarkt das vereinte Deutsch-
land vor neue Herausforderungen. Die
europäische Einheit zwingt uns, unse-
ren Platz in Europa neu zu definieren
und gegenüber den anderen Ländern
zu behaupten. Auch hier heißt es,
Flexibilität zu beweisen, um sich auf
die veränderte Situation einzustellen.

Neue Wege beschreiten

Wiedervereinigung und europäische
Einheit sind Aufgaben nicht von ein
oder zwei Legislaturperioden, sondern
eine Generationenaufgabe.

Darum heißt es gerade für die Bil-
dungspolitik, alte Strukturen zu über-
denken und neue Wege zu beschreiten.
Die Bildungspolitik muß Inhalte und
Strukturen schaffen, um die Schüler

und Studenten unseres Landes auf die
neuen Herausforderungen vorzuberei-
ten. Alles Gewohnte muß auf den
Prüfstand gestellt werden! Nichts wäre
jetzt schlimmer als aus Trägheit auf
dem Althergebrachten zu beharren.

Der Aufbau eines freien und lei-
stungsfähigen Bildungs- und Hoch-
schulsystems in den neuen Ländern
eröffnet die Möglichkeit, neue Wege
zu gehen. Die neuen Länder haben in
mancher Hinsicht eine Vordenkerrolle
übernommen. Aber sie stoßen noch
viel zu oft auf bequemes Beharren.
Will unser Land die Fähigkeit, die
Zukunft unter veränderten Bedingun-
gen zu meistern, bewahren, dann muß
jetzt die jahrelang verschleppte bil-
dungspolitische Debatte in Angriff ge-
nommen werden.

Wie kaum ein anderes Land c"-?r
Welt ist Deutschland darauf ange\,
sen, den Mangel an natürlichen Roh-
stoffen auszugleichen durch eine Aus-
bildung der geistigen Ressourcen. Wir
müssen daher ständig darauf bedacht
sein, die Qualität unserer Bildung und
Ausbildung zu verbessern. Ein wichti-
ger Aspekt in diesem Zusammenhang
ist die Diskussion um das 13. Schul-
jahr.

Das Abitur muß als Zugangsvoraus-
setzung für die Hochschulen in seiner
Qualität erhalten bleiben. Es hat sich
erwiesen, daß das 12-jährige Abitur,
wie es in den neuen Bundesländern die
Regel ist, die Qualität der schulischen
Ausbildung nicht beeinträchtigt.
Warum also am 13. Schuljahr festhal-
ten? Viel wichtiger ist es, eine einheitli-
che Lösung zu finden, die die VPT-
gleichbarkeit der Schulabschlüsst
Deutschland sicherstellt und die im
europäischen Vergleich besteht.

Vor dem Hintergrund des fortschrei-
tenden Integrationsprozesses Europas
wird nicht nur die Frage der Schulzeit,
sondern auch die Frage der Hochschul-
ausbildung diskutiert werden müssen.
In den neuen Ländern ist die Neustruk-
turierung des Hochschulwesens weit
vorangeschritten oder schon abge-
schlossen. In Stralsund, Greifswald,
Leipzig oder Halle zu studieren, wird
bald für alle selbstverständlich sein.
Das ist ein Beispiel für den Vollzug der
inneren Einheit!

Wir müssen uns aber immer wieder
fragen, ob unsere Hochschulausbildung
im europäischen Vergleich standhält.
Die Hochschulen sind überfüllt, dar-
unter leiden Lehre und Forschung.
Abhilfe kann hier eine Differenzierung
zwischen berufsqualifizierendem Stu-
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dium und der Ausbildung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses schaffen.
Für das bcrufsqualifizierende Studium
sollen Regelstudienzeiten festgelegt
und endlich umgesetzt werden. Hierzu
ist das Studium zu entfrächten.

Außerdem ist die Verlagerung eini-
ger Studiengänge an die Fachhoch-
schulen wichtig. Fachhochschulen
zeichnen sich durch praxisbezogene
Ausbildung und straffe Studicninhalte
aus. So wird dem Absolventen ein
früherer Start ins Berufsleben erleich-
tert - gerade im Hinblick auf Europa
ein sehr wünschenswertes Ziel.

Hochqualifiziertes Bildungssystem
beibehalten!

Die oben aufgeworfenen Fragen
v,r~;^dcn Thema des „Bildungsgipfels"
s, .;.. Ich sehe den „Bildungsgipfel" als
Teil der allgemeinen Notwendigkeit,
die Strukturen der alten Bundesrepu-
blik Deutschland auf ihre Funktionsfä-
higkeit in der Zukunft zu überprüfen.
Natürlich muß beim Bildungsgipfel
auch über Geld geredet werden. Ein
hochqualifiziertes Bildungssystem ist
teuer, es ist aber auch unser wichtigstes
Kapital.

Neben den politischen Entwicklun-
gen in Deutschland und Europa drängt
auch die gesellschaftliche Entwicklung
unseres Landes die Bildungspolitiker
zur Suche nach neuen Modellen.

Die Explosion der Gewalt unter
Schülern und Jugendlichen hat uns in
den letzten Jahren in zunehmendem
Maße erschüttert. Die Schule wird hier
v ^ Spiegelbild des Zustands unserer
Gesellschaft. In einer nicht repräsenta-
tiv zu nennenden Erhebung an den
Schulen Mecklenburg-Vorpommerns
wurden von den befragten Lehrern
folgende Ursachen für das Verhalten
ihrer Schüler vermutet:

- Probleme im Elternhaus
- fehlende Freizcitbetätigung
- Schulverdrossenheit
- Darstellung in den Medien.

Diese Untersuchung macht deutlich,
daß oft die Situation im Elternhaus
entscheidend ist für Probleme in der
Schule. Bestätigt wird dies vom Biele-
felder Jugendforscher Hurrelmann in
einem Interview mit der „Berliner Zei-
tung":

„Wir haben heute Schülerinnen und
Schüler, die oft in Familien aufwach-
sen, in denen die elementaren Grund-
regeln des Zusammenlebens nicht

eingeübt werden. Ich würde schätzen,
bis zu einem Fünftel der Kinder und
Jugendlichen kommt heute mit deutli-
chen Zeichen einer sozialen Verwahr-
losung in die Kindergärten und in die
Schulen. Sie können sich dann nur
schwer in die sozialen Regeln des Ge-
meinschaftslebens einfügen. Aggres-
sive und gewalttätige Aktionen der
Kinder und Jugendlichen sind so gese-
hen dann auch soziale Notrufe nach
Aufmerksamkeit, nach Zuwendung,
nach Anerkennung".

Viele Familien bedürfen der Hilfe
von außen. Mit der Entscheidung über
den beruflichen Werdegang ihrer Kin-
der werden viele Eltern alleingelassen.
Nicht selten sind sie darüber hinaus
einem gesellschaftlichen Leistungs-
druck ausgesetzt, den sie oft unbewußt
an ihr Kind weitergeben. Ein Beispiel
hierfür ist die verbreitete Fixierung
der Gesellschaft auf das Abitur als
schulisches Bildungsziel. Wenn Kinder
von der ersten Klasse an auf das Abitur
getrimmt werden entsteht für alle Be-
teiligten oftmals ein enormer ,Streß.
Für das Kind bedeutet dies nicht sel-
ten, zu den familiären Problemen ge-
sellen sich schulische hinzu.

Vielfalt der Bildungswege bewahren

Staatliches Engagement ist gefragt.
In unserer Schulpolitik müssen wir die
bestehende Vielfalt der Bildungswege
bewahren und fördern. Gleichzeitig
müssen wir auf breiter Basis alle Ent-
scheidungsträger durch umfassende
Information und Fortbildung dazu be-
fähigen, Fehlentwicklungen frühzeitig
entgegenzuwirken.

Es gibt offenbar ein erhebliches In-
formationsdefizit über die Chancen
und Karrieren, die unser Schulwesen
eröffnet, und das muß schnell abge-
baut werden. Hierzu können nicht zu-
letzt auch verstärkte Kontakte zwi-
schen Eltern und Schule oder die Mög-
lichkeit zum Austausch zwischen den
Familien beitragen.

Insbesondere aber die Lehrerinnen
und Lehrer tragen für die Entwicklung
ihrer Schüler eine hohe Verantwor-
tung. Spezielle Fortbildungsmaßnah-
men müssen daher die Lehrer unter-
stützen, dieser Verantwortung auch
angesichts der großen gesellschaftli-
chen Probleme gerecht zu werden. Für
die Lehrer im Osten Deutschlands war
es in diesem Zusammenhang wichtig,
daß ihre Ausbildungsabschlüsse aner-
kannt wurden. Dies ist nun unter mei-
ner Federführung auf der Konferenz

der Kultusminister im Mai in Greifs-
wald geschehen. Ein wichtiger Schritt
auf dem Weg zum Vollzug der inneren
Einheit, der auch im Hinblick auf die
Stärkung der Autorität der Lehrer
überfällig war.

Gestaltung lebendiger sozialer
Beziehungen

Genauso vielfältig wie die Ursachen
müssen letztendlich auch die Lösungs-
ansätze sein. Hilfe kann nur dann er-
folgreich sein, wenn alle Teile der
Gesellschaft zusammenarbeiten. Die
Eltern und Lehrer müssen ihre erzie-
herischen Aufgaben wahrnehmen, die
Politik muß ihnen bei der Wahrneh-
mung dieser Aufgaben helfen.

Ich bin der Überzeugung, daß die
Gestaltung lebendiger sozialer Bezie-
hungen, in denen sich Menschen nach
ihren Möglichkeiten entfalten können,
die zentrale Aufgabe der kommenden
Jahre ist.

Unter meiner Federführung hat die
Landesregierung das Programm „Zu-
kunft der Jugend und ihrer Familien in
Mecklenburg-Vorpommern" aufge-
legt. Das Landesprogramm geht des-
halb davon aus, die wichtigsten Le-
bensbereiche eines Menschen, nämlich
seine Familie, seine Freizeit, die
Schule und deren Umfeld sowie seinen
Ausbildungs- und Arbeitsplatz in ihren
Wechselwirkungen zu sehen und zu
erfassen.

In dein Landesprogramm gibt es ein
Sonderprogramm, das speziell für
Freizeitaktivitäten an Schulen in den
Nachmittagsstunden Fördergelder be-
reitstellt. Dies ist meiner Ansicht nach
ein ganz wesentlicher Schritt, die
Schule in das Leben der Jugendlichen
einzubeziehen, und ihnen die Möglich-
keit zu einer sinnvollen Freizeitgestal-
tung zu geben.

Wenn wir als CDU unserem ganz-
heitlichen Menschenbild gerecht wer-
den wollen, ist es wichtig, die oben
skizzierte Verbindung der einzelnen
Gesellschaftsbereiche zu verfolgen.
Nur dann kann die Politik Hilfe und
Unterstützung wirkungsvoll anbieten,
wenn lebendige soziale Beziehungen
unser Ziel sind.

Darüber hinaus müssen wir jetzt die
Chance zur Erneuerung und Kreativi-
tät nutzen und unser Schulsystem auf
die politischen Herausforderungen der
kommenden Jahre vorbereiten.

Anm.: Steffi Schnoor ist Kultusministerin von
Mecklenburg-Vorpommern.
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Die neue Schule für Thüringen
Bildungspolitik in den neuen Ländern

Dieter Althaus

Die Bildungspolitik in Deutschland ist auf den Prüfstand gestellt. Dies liegt nicht
nur an kontrovers diskutierten Organisationsmodellen von Schule, ob gegliedertes
Schulwesen oder Gesamtschule; ob 12 oder 13 Jahre bis zum Abitur. Dies wäre
meines Erachtens vordergründig und gibt auch keine Antwort auf die entspre-
chende Frage: „Was müssen unsere Kinder heute lernen, was müssen sie wissen,
wenn sie in der Welt von morgen bestehen sollen?"

Obwohl ich überzeugt davon bin,
daß ein Zusammenhang zwischen Or-
ganisationsform von Schule und Bil-
dungsauftrag besteht, hat die Grund-
position über Bildungspolitik tiefer zu
gehen. Und dies aus zwei Gründen:
Zum einen sind wir in den neuen
Bundesländern aufgerufen, eine radi-
kale Kurskorrektur unserer ehemali-
gen bildungspolitischen Grundsätze
vorzunehmen. Vor welch großer Auf-
gabe wir im Osten Deutschlands in der
Bildungspolitik stehen, wird dadurch
deutlich, wenn wir uns in Erinnerung
rufen, daß beispielsweise in der Ar-
beitsordnung für pädagogische Kräfte
der DDR aus dem Jahre 1979 - die bis
1989 gültig war - steht: „Es ist die
Aufgabe der Pädagogen, die Kinder,
Schüler, Lehrlinge und Werktätigen in
der Erwachsenenbildung zu guten
Staatsbürgern, Patrioten ihres soziali-
stischen Vaterlandes und zu proletari-
schen Internationalisten zu erziehen."

Das heißt doch im Klartext, daß der
Lehrer im Dienst der SED zu stehen
hatte, mit der Folge, daß durch ihn
repressive Macht, Einschüchterung,
Kontrolle und Überwachung ausgeübt
werden sollte. Die Rolle des Lehrers
in der ehemaligen DDR war daher
eine auf Systemstabilisierung ausge-
richtete Tätigkeit, die keine Erziehung
im Sinne der Toleranz, der Mündigkeit
und Selbstbestimmung zuließ. Der
Lehrer war, so jedenfalls die Vorstel-
lung der sozialistischen Bildungspla-
ner, Transmissionsriemen einer von
der SED vorgegebenen Bildungsideo-
logie.

Doch im praktischen Unterrichtsge-
schehen sind viele Lehrerinnen und
Lehrer am Werk gewesen, die mit
einem großen Inszeniergeschick bei-
spielsweise in den Realfächern sehr
überzeugende pädagogische Leistun-
gen erbracht haben. Ohne diese fach-
kompetenten Lehrerinnen und Lehrer
wäre der Aufbau des neuen Thüringer
Schulwesens nicht möglich gewesen.

Kultusminister Dieter Althaus: Gelebte
Werte überzeugen!

Es gibt im Lande Thüringen und das
trifft auch auf die anderen neuen Bun-
desländer zu - viele engagierte und
gute Lehrerinnen und Lehrer, die kei-
nen Grund zu haben brauchen, sich
hinter westdeutschen Kolleginnen und
Kollegen schüchtern und ängstlich zu
verstecken.

Im Gegenteil: Mit ihrer Sach- und
Fachkompetenz, mit ihrer Human-
und Sozialkomeptenz sind viele unse-
rer Thüringer Kolleginnen und Kolle-
gen beispielsweise so manchen Kon-
fliktpädagogen aus dem Westen weit
überlegen.

Die antiautoritäre Erziehung im
Westen Deutschlands trat unter dem
Schlagwort der Emanzipation auf. Es
sollte eine „Befreiung von den religiö-
sen und moralischen Überlieferungen
und den Autoritätsträgern" erfolgen.
Die Modernisierung der Gesellschaft
sollte mit der Herauslösung der Men-
schen aus ihrer „ungefragten Bindung"
erfolgen. Im Geiste dieses naiven Ra-
tionalismus ist alles als Merkmal man-
gelnder Mündlichkeit verächtlich ge-
macht worden, was den Menschen
emotionale Geborgenheit, inneren

Halt und Sinn gibt. Eine Überbetonung
der Selbstentfaltungs- und Selbstver-
wirklichungsstrategien stand im Mit-
telpunkt von bildungspolitischen Pro-
grammen. Es wurde übersehen, daß
Rechte und Pflichten miteinander zu
korrespondieren haben. Quelle und
Ursprung dieser verirrten Pädagogik
waren die Anhänger der sogenannten
68er Generation, Hochschulprofesso-
ren und Studenten im Westen, die mit
einer promarxistischen und daher fal-
schen Heils- und Gerechtigkeitsideolo-
gie inspiriert waren und sich nicht
scheuten, bei ihren Demonstrationen
hinter den Konterfeis der kommunisti-
schen Menschenverachter Lenin,
Mao, Castro, CheGuevara und Ho-
Chi-Minh zu marschieren.

25 Jahre danach sind hier die Quel-
len und Wurzeln zu suchen, wenn
heute von einer Desorientierung c^\r Gesellschaft in Westdeutschland

gesprochen werden muß, zumal auch
hier ein radikaler Wertezerfall in bezug
auf Gemeinsinn hin orientiertes Ver-
halten festgestellt werden muß.

Daher ist die Herausforderung für
die Bildungspolitik eine gesamt-
deutsch zu lösende Aufgabe mit einer
klaren Antwort darauf, wie der Hand-
lungsbedarf im einzelnen auszusehen
hat.

Bildungspolitischer Auftrag

Wie alle Politik muß sich auch die
Bildungspolitik dadurch rechtfertigen,
daß sie sittlichen Zielen verpflichtet
ist. Sie muß sich auch durch Nähe zur
Wirklichkeit rechtfertigen und es ver-
stehen, praktische Probleme
praktisch zu lösen.

Unsere europäische Kultur basiert
auf der Leitbildung der selbstverant-
wortlichen Persönlichkeit. Der Auftrag
der Bildungseinrichtung in Thüringen
und auch in Deutschland hat sich daher
abzuleiten von den Wertvorstellungen
der freiheitlich demokratischen Grund-
ordnung und des Sozialrechtsstaates,
wie sie im Grundgesetz zum Ausdruck
kommen. Dieser Auftrag orientiert
sich an einem Menschenbild, das, ein-
gebettet in die europäische christlich-
humanistische Tradition, gekennzeich-
net ist von Freiheit, Toleranz, Indivi-
dualität und Verantwortung. Mit die-
sem grundlegenden Anspruch sind wir
in Thüringen angetreten, die neue
Schule zu gestalten. Diese Kernaus-
sage ist das Wesensmerkmal der im
Entwurf des Thüringer Schulgesetzes
artikulierten Bildungs- und Erzie-
hungsziele.

Evangelische '7/ö/-|QCTl
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Erziehung, Bildung und Ausbildung
sind gleichermaßen wesentliche Vor-
aussetzungen für die Leistungsfähig-
keit von Staat, Wirtschaft und Gesell-
schaft. Ein solches Bildungs- und Aus-
bildungssystem hat somit auch eine
Gemeinwohlfunktion. Es dient nicht
nur der Entfaltung der Person, son-
dern gleichermaßen der Zukunftssi-
cherung von Staat und Gesellschaft.

Differenziertes Schulangebot

Daher gilt es, im Spannungsfeld von
Persönlichkeitsentfaltung und Arbeits-
marktorientierung einen guten Mittel-
weg zu finden. Das beinhaltet auch,
daß sich Bildungspolitik klar und ein-
deutig zur Industriegesellschaft, zum
naturwissenschaftlich-technischen
Fortschritt und zum verantwortungs-

=' sen Einsatz neuer Technologien be-
kennt. Daher muß es zu den Zielen
unserer Schulen in Deutschland gehö-
ren, den Zusammenhang zwischen
Leistung, Wohlstand und Freiheit ein-
sichtig zu machen und den Jugendli-
chen wirtschaftliche Zusammenhänge
und Abhängigkeiten verständlich zu
vermitteln. Daher muß in unseren

' Schulen auch deutlich artikuliert wer-
den, daß sich die soziale Leistungs-
schule und die soziale Marktwirtschaft
einander bedingen. Hier arbeiten
Menschen, hier helfen Menschen und
hier wird den Menschen geholfen. Las-
sen Sie mich daher das Bild vom Heili-
gen Martin stellen: Er war es, der
seinen Mantel mit dem Bedürftigen,
mit dem Frierenden, mit dem in Not
geratenen Bettler teilte. Das verstehen
w;r unter Nächstenliebe, das ist die
f( ille unseres Subsidiaritätsprinzips.

Wenn wir solche Bilder der sozialen
Marktwirtschaft unseren Schülern ver-
mitteln, dann ist mir nicht bange, die
so notwendige Faszinationskraft der
Sozialen Marktwirtschaft zu entwik-
keln.

Manche verirrten Geister aus dem
sozialistischen Lager sind allerdings
heute noch der Auffassung, daß es
schon einen Gerechtigkeitsfortschritt
gebe, wenn keiner von beiden einen
Mantel besitze. Mit dieser Egalitäts-
manie kann man den Mantel gleich-
wertig verteilen. Geholfen wird weder
dem einen noch dem anderen.

Schülergerecht ist ein Bildungswe-
sen dann, wenn es für alle Kinder und
Jugendlichen ein differenziertes Ange-
bot an Bildungswegen 'bereitstellt. In
Thüringen gehen wir diesen Weg. Der
Elternwille sowie die Eignung des ein-

zelnen Kindes sind die Kriterien für
die Wahl einer bestimmten Schullauf-
bahn. Jedes Kind soll die Schule besu-
chen, in der es sich am wohlsten fühlt
und in der es am besten gefördert
werden kann. Freude am Lernen si-
chert Schulerfolg. Deshalb dürfen
nicht „alle alles haben". Dabei ist es
immer wichtig, die Spannung zwischen
Differenzierung und Sozialanspruch
positiv zu lösen. Nicht für alle Kinder
die gleiche Schule, sondern für jedes
Kind die richtige Schule, lautet das
Postulat unserer Bildungspolitik.

Wenn in der Bildungspolitik von
Gleichheit die Rede ist, da ist sie nur
als ein für alle geltendes Zugriffsrecht
auf Bildung zu verstehen. Wer mit
Freiheit Ernst macht, kann Gleichheit
nicht im Sinne, von Gleichmacherei
verstehen und darf Gleichheit nicht als
Ziel, als Resultat von Bildungspolitik
apostrophieren. Wer Freiheit sagt,
muß Leistung, Differenzierung und
damit die Unterschiedlichkeit der
Menschen anerkennen. Er muß den
Menschen nehmen, wie er ist, als un-
vollkommenes Wesen, mit seinen un-
terschiedlichen Neigungen, Begabun-
gen und Fähigkeiten, und er muß da-
her ein Bildungssystem anbieten, das
durch Pluralität und Differenzierung,
Wettbewerbs- und Leistungsbezug ge-
prägt ist. Wir wissen doch alle, daß
eine arbeitsteilige Gesellschaft und ein
gegliedertes Schulwesen einander ent-
sprechen. Daher muß sich Schule auch
immer am Beschäftigungssystem
orientieren.

Die Gleichwertigkeit von beruflicher
Bildung und allgemeiner Bildung

Das Prinzip der Gleichwertigkeit
von allgemeiner und beruflicher Bil-
dung darf nicht mehr ein Gegenstand
von Sonntagsreden sein, darf kein Lip-
penbekenntnis sein. Wir brauchen an-
gesichts der Tatsache, daß sich ein
eklatanter Mangel in den Facharbei-
terberufen, in den Handwerksberufen
abzeichnet, dringend Mittel und
Wege, die berufliche Bildung attrakti-
ver zu machen.

Wir gehen auf ein Gymnasiastenan-
teil von über 40 % im Durchschnitt zu.
Die Hochschulen im Westen Deutsch-
lands fahren mit einer Überlast von
nahezu 200 %. Die Zahl der Studien-
abbrecher schnellt mit ca. 30 % in
katastrophale Höhen. Das einzige
Steuerungsinstrument für den Hoch-
schulzugang ist derzeit der numerus
clausus, der letzten Endes auch nur die
Noteninflation im Abitur in den Griff

bekommen kann und damit neue Un-
gerechtigkeiten schafft. Die Wirtschaft
klagt über mangelnde Grundfertigkei-
ten bei den Absolventen des Bildungs-
systems. Die Ausbildungszeiten wer-
den immer länger, und die Lebensar-
beitszeit wird immer kürzer.

Das Ausbildungssystem wird schon
von daher immer teurer und ist auf die
Dauer nicht finanzierbar. Der An-
sturm auf das Gymnasium wird erst
dann nachlassen, wenn die nichtakade-
mischen Berufe geachtet werden wie
die akademischen Berufe, wenn Men-
schen ohne Abitur und Studium nicht
mehr „als Menschen zweiter Klasse"
gelten.

Die Hauptschuld am falschen öffent-
lichen Bewußtsein und an der Fremd-
bestimmung des Gymnasiums tragen
diejenigen, die, verleitet von einem
falschen Gleichheitsbegriff, eine Art
„Volkslaufabitur" für alle anstreben.

Ein Arbeiter oder Handwerker, der
stolz ist auf sein Können und seinen
Beruf, muß eine solche Bildungspolitik
als schwere Beleidigung empfinden.
Wir machen doch die Menschen da-
durch unglücklich, wenn sie zu Akade-
mikern gezwungen werden, obwohl
ihre Begabungen und Neigungen ganz
woanders liegen. Kinder, unabhängig
ihrer Herkunft, sollen nur dann Aka-
demiker werden, wenn sie die entspre-
chende Begabung besitzen.

Deswegen bin ich der Auffassung,
daß wir mit einem falschen Elitebegriff
aufräumen müssen. Zur Elite gehören
nicht nur Akademiker. Ein Hand-
werksmeister, der auf seinem Gebiet
sauber und schöpferische Spitzenar-
beit leistet, gehört genauso zur Elite
wie ein Universitätsprofessor, der auf
seinem Gebiet Spitzenleistung er-
bringt. Das Qualitätsmerkmal „Made
in Germany" hat doch seinen Ur-
sprung darin, daß tüchtige Ingenieure
und Handwerker gemeinsam dazu bei-
getragen haben, daß Deutschland auf
wirtschaftlich-technischem Sektor
Weltruf genießt. Diesen Standard
müssen wir halten und dürfen ihn nicht
durch weltfremde und verirrte Geister
aus dem Traumbereich der Ideologie
auf Spiel setzen lassen.

Wenn man Fördern wirklich als so-
zial versteht, dann darf nicht verdrängt
werden, daß auch Hochbegabte Förde-
rung verdienen. In Thüringen haben
wir mit dem Spezialgymnasium eine
Antwort gegeben. Aber auch jene 10-
15 % Schüler, die keinen herkömmli-
chen Abschluß erreichen, bedürfen
der Förderung. Daher steht in Thürin-
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gen fortan Kindern und Jugendlichen,
die einer besonderen schulischen Bil-
dung, Erziehung und Betreuung be-
dürfen, ein behindertenspezifisches
Förderschulangebot zur Verfügung.

Wenn wir in einer arbeitsteiligen
Gesellschaft leben, so heißt das, daß
jeder an seinem Platz mit seiner Bega-
bung und seinem Fleiß zum Gesamter-
folg beiträgt. Der einzige Bewertungs-
maßstab, der in diesem System gelten
darf, ist die Leistung. Nur im unfreien
System tritt an die Stelle der Leistung
die Gesinnung - das haben wir 40
Jahre lang in der ehemaligen DDR
erlebt.

Wenn Leistungen bewertet werden
sollen, dann können immer nur Lei-
stungen auf einem bestimmten Gebiet
miteinaner vergleichen werden. Das
gilt auch für die Schule. Daher ist es
ungerecht, will man die Leistungsfä-
higkeit eines manuell und praktisch
begabten Schülers an der theoreti-
schen Denkfähigkeit seines Altersge-
nossen messen. Nur wenn die verschie-
denen Begabungen in den entspre-
chenden Schulformen - Gymnasien,
Regelschulen, Förderschulen und Be-
rufsschulen gefördert weren, dienen
wir der Selbstvcrwirklichung des ein-
zelnen und sichern den unterschiedli-
chen Bedarf unserer arbeitsteiligen,
humanen Leistungsgesellschaft. Dar-
über hinaus ist es eine Unmenschlich-
keit und eine Verschwendung von Res-
sourcen zugleich, wenn man die not-
wendigen Selektionsentscheidungen
temporär verschiebt.

Der Wertebezug in der Bildungspolitik

Die Bildungspolitik hat die große
Aufgabe und Chance, Schülerinnen
und Schüler das weiterzugeben, was
wir als Werte und Orientierungen in
einer demokratischen Gesellschaft an-
sehen.

Unsere Gesellschaft ist auf Dauer
nur lebensfähig, wenn sie ein Funda-
ment aus akzeptierten und gelebten
Werten hat. Werte stellen Orientie-
rungssysteme dar. Nötig sind sie nicht,
weil ihre guten Gründe offensichtlich
sind, sondern weil man ohne sie nicht
leben kann. Wertentscheidungen sind
immer persönliche Entscheidungen
und diese prägen öffentliches Bewußt-
sein.

Deshalb kann Werteerziehung auch
nicht als Wissensvermittlung in ein
Unterrichtsfach abgeschoben werden.
Alle Lehrerinnen und Lehrer müssen
die Wertbezüge ihrer Entscheidungen

transparent machen. Gelebte Werte
überzeugen, dozierte Werte bleiben
tote Werte. Wenn heute oft leichtfertig
von Wertewandel gesprochen wird,
dann meint man den Einstellungswan-
del zu den Formen, in denen Werte
bisher tradiert wurden. Nicht die
Werte wandeln sich, sondern die Ein-
stellungen zu ihnen.

Auch die Schule muß deutlich ma-
chen, daß Selbstverwirklichung allein
dem Leben noch keinen Sinn gibt.
Eine Solidargemeinschaft kann es nur
geben, wenn auch übergeordnete
Maßstäbe gelten. Daher dürfen nicht
nur Selbstentfaltungswerte in den Mit-
telpunkt der Erziehung zur Mündig-
keit gestellt werden, sondern auch die
Pflicht- und Akzeptanzwerte.

Junge Menschen suchen und brau-
chen Antworten auf die Fragen nach
dem Sinn und dem Ziel ihres Lebens.
Erziehung und Bildung müssen darauf
tragfähige Antworten geben. Erzie-
hungs- und damit Bildungsziele haben
immer einen weltanschaulichen Hin-
tergrund. Es gibt keine wertneutrale
Erziehung, denn Erziehung setzt Ent-
scheidung voraus.

Erziehungsziele formuliert der de-
mokratische Staat, der sich innerhalb
der pluralistischen Gesellschaft als

Vermittler der verschiedenen gesell-
schaftlichen Interessen versteht.

Das wichtigste Erziehungsziel ist,
jungen Menschen eine lebensbeja-
hende Grundeinstellung zu vermitteln.
Dazu bedarf es auch der Darstellung
positiver Leitbilder, damit Jugendliche
trotz unübersehbarer Widersprüche
mit sich selbst eins bleiben.

Kritik wird heute groß geschrieben,
und Kritik ist notwendig. Aber sie
setzt realitätsgerechte Lebensgrundla-
gen voraus. Dazu gehört die Frage
nach den religiösen und den ethischen
Bindungen ebenso wie die Frage nach
den Bindungen, die aus der Geschichte
von Heimat und Nation erwachsen.
Wird dies vergessen, sind Bindungslo-
sigkeit und Manipulierbarkeit die
Folge.

'"'.-
Diesen Phänomenen muß entgey/;.•

getreten werden, sonst lassen wir es zu,
daß unserer Jugend immer mehr der
Boden unter den Füßen entzogen wird.
Daher ist es notwendig, daß junge Men-
schen Liebe und Zuwendung spüren
müssen. Nicht nur im Elternhaus, son-
dern auch in der Schule. Denn „aus
Kindern ohne Liebe werden Erwach-
senevoller Haß"!

Anm.: Dieter Althaus ist Kultusminister von
Thüringen.

Wahrheit gewinnt Vertrauen -
Voraussetzung für erfolgreiche Zukunftsgestaltung
in Schleswig-Holstein

Ottfried Hennig

Der Evangelische Arbeitskreis wird seine 34. Bundestagung im Herbst in Lübeck
veranstalten. Darüber freue ich mich sehr und wünsche allen Teilnehmerinnen
und Teilnehmern schon jetzt auf diesem Wege einen schönen, ereignisreichen und
interessanten Aufenthalt in Schleswig-Holstein mit bleibenden guten Erinnerun-
gen an unser schönes Land.

Mit der Reformation in der Hanse-
stadt Lübeck ist auf das Engste der
Name Johannes Bugenhagen verbun-
den, einer der wichtigsten Mitarbeiter
von Dr. Martin Luther. Bugenhagen
war es, der 1531 eine neue Kirchenord-
nung für Lübeck schuf, 11 Jahre bevor
er eine neue Kirchenordnung auch für
Schleswig-Holstein entwarf, die vom
Landtag zu Rendsburg 1542 einstim-
mig für die Herzogtümer Schleswig
und Holstein angenommen wurde. So
wurde der Protestantismus zu einem
weiteren Band der Einheit Schleswig-
Holsteins.

Positive Meldungen sind derzeit
eher die Ausnahme, wenn in den Me-
dien über Schleswig-Holstein berichtet
wird. Skandalträchtige Schlagzeilen
bestimmen das Bild, seitdem Geständ-
nisse der regierenden Sozialdemokra-
ten über dubiose Geldzahlungen und
über Lügen des früheren Ministerprä-
sidenten die Menschen in unserem
Land und in ganz Deutschland tief
erschüttert haben. Die Folge ist ein
weitreichender Vertrauensverlust vie-
ler Menschen in „die Politik" und in
„die Politiker", unter dem der Auslö-
ser dieser jüngsten Affäre, die SPD,
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besonders leidet, der aber auch auf die
anderen staatstragenden demokrati-
schen Parteien ausstrahlt.

Offene Fragen klären

Mehr als anderswo in der Republik
reagieren die Menschen in Schleswig-
Holstein besonders sensibel auf Politi-
ker, die die Wahrheit verschweigen
und die um des Machterhalts willen
lügen. Dies ist die positive Frucht der
Diskussion, die zur Jahreswende 1987/
88 das Land beschäftigte. Was damals
in erster Linie der CDU anklagend
vorgehalten wurde, gilt jetzt genauso
für die SPD. Tatsächlich gilt es umso
mehr für die regierenden Sozialdemo-
kraten, die mit höchsten Ansprüchen
an eine „neue politische Kultur", an
„politische Sauberkeit" und an die Mo-

•/ chlechthin ihr Amt angetreten hat-
tt-ii'und nun, entblößt jeder politischen
Moral, vor den Menschen stehen.

Noch sind nicht alle offenen Fragen
geklärt, der Untersuchungsausschuß
beschäftigt sich mit der Suche nach der
ganzen Wahrheit. Jede Zeugenverneh-
mung bringt neue Fragen nach der
Glaubwürdigkeit der aufgetischten
Geschichten. Deren rückhaltlose Auf-
klärung ist zur Zeit eine der zentralen
Aufgaben der Landespolitik, denn so-
lange Zweifel und Ungewißheit fortbe-
stehen, so lange besteht auch das Miß-
trauen der Menschen gegenüber den
Regierendenfort.

Unter diesen aktuellen Ereignissen
dürfen jedoch nicht die anderen gravie-
renden Probleme Schleswig-Holsteins
zurücktreten. Nur mit überzeugenden

fangen der von den Menschen als
bedrückend empfundenen Probleme
kann verlorengegangenes Vertrauen
zurückgewonnen werden. Vorausset-
zung dafür ist jedoch die vorbehaltlose
Rückkehr zur Wahrheit: Regierende,
die sich hinter eigenen Lügen, Mär-
chen oder denjenigen ihrer Freunde
verstecken, bleiben des Vertrauens der
Menschen unwürdig. Wahrhaftigkeit
ist die erste Voraussetzung dafür, das
zerrüttete Vertrauen der Menschen in
die Politik und in „die Politiker" zu-
rückzugewinnen .

Die Lösung der politischen Pro-
bleme des Landes gehört als zweite
unabdingbare Voraussetzung dazu,
doch gerade die Aufgaben, vor denen
Schleswig-Holstein derzeit steht, er-
fordern ein großes Gemeinschaftswerk
aller gesellschaftlichen Kräfte und aller
Menschen: Es geht um nichts geringe-
res als um eine totale Umkehr in der
Politik.

Hatte Schleswig-Holstein seit dem
Ende des zweiten Weltkrieges im Ab-
bau der größten Belastungen vom Wie-
deraufbau und der Integration der
Flüchtlinge und Vertriebenen aus dem
Osten über 40 Jahre lang eine nahezu
ungebrochene Aufwärtsentwicklung
erlebt, so stellt die Gestaltung der
inneren Einheit des vereinigten deut-
schen Vaterlandes eine neue Heraus-
forderung dar. Vordergründig geht es
dabei sicherlich um finanzielle Fragen:
Wie finanzieren wir den Neuaufbau in
den jungen Ländern nach über 40
Jahre sozialistischer Mißwirtschaft?
Wie finanzieren wir die von den kom-
munistischen Diktatoren hinterlasse-
nen Erblasten: Die staatlichen Alt-
schulden, die Schulden der bankrotten
Staatswirtschaft und die Schulden des
Wohnungsbcstandes?

Ansprüche des Menschen an den Staat

Aber es geht auch um mehr als um
Geld: Wie sind die Ansprüche der
Menschen an den Staat und an die
Gesellschaft in Einklang zu bringen
bei Menschen, die über 40 Jahre lang
getrennt mit völlig verschiedenen Er-
fahrungswerten gelebt haben? Die
westdeutsche Wohlstandsgesellschaft
hat sich an den Lebensstandard und an
dessen ungebremste Verbesserung ge-
wöhnt; sie wird von diesem Automatis-
mus angesichts der notwendigen Auf-
bauleistungen im Westen, verstärkt
durch ökonomische rezessive Erschei-
nungen, Abschied nehmen müssen.
Andererseits müssen viele Menschen,
die mit dem Ende der SED-Diktatur,
mit dem Ende der Einsperrung und
dem Gewinn der Freiheit auch die
Hoffnung auf schnellen Wohlstand
verbanden, längere Geduld aufwen-
den, als wir alle vor der Wiedervereini-
gung angenommen haben.

Diese Phase der Umgewöhnung be-
schreiben viele Politiker und Journali-
sten als „Lasten". Schleswig-Holsteins
neue Ministerpräsidentin hat in ihrer
Amtszeit als Finanzministerin gern über
die „Kosten der Einheit" gejammert
und die „Belastungen des Landes" her-
vorgekehrt. Ich habe diese Form der
Problembewältigung nie verstanden: In
meinen Augen ist der Solidarbeitrag der
alten Bundesländer, den wir für die
neuen Länder erbringen, keine Last,
sondern eine Selbstverständlichkeit.
Wir erbringen sie gern, damit unsere
Landsleute, die über 40 Jahre lang auf
der Schattenseite Deutschlands leben
mußten, möglichst bald genauso leben
können, wie wir es als selbstverständlich
empfinden.

Dr. Ottfried Hennig: Schleswig-Holstein
stellt vor großen Aufgaben.

Ich sehe in dieser großen Herausfor-
derung sogar eine Chance, Fehlent-
wicklungen in der alten Bundesrepu-
blik Deutschland zu korrigieren. Die
Aufgaben im Zusammenhang mit der
Gestaltung der Einheit verstärken le-
diglich den Druck, Probleme anzupak-
ken, die auch ohne die Einheit mit
großer Wucht auf unsere Gesellschaft
zugekommen wären. Diese Aufgabe
stellt sich in Schleswig-Holstein sicher-
lich stärker als in anderen Bundeslän-
dern, gehört es doch zu den vergleichs-
weise „ärmeren" Ländern. Korrektu-
ren in der Politik und die notwendigen
Einsparungen greifen schneller als in
den „reicheren" Ländern in die Sub-
stanz ein, aber schon das Begriffspaar
von „arm" und „reich" ist zu relativie-
ren: War Schleswig-Holstein in der
alten Bundesrepublik Deutschland re-
lativ arm, so ist es im vereinten
Deutschland relativ reich.

Fehlentwicklungen korrigieren

Gesellschaftliche Fehlentwicklun-
gen sind in vielen Bereichen zu korri-
gieren, die vor allem das Verhältnis
der einzelnen Menschen zur Gesell-
schaft insgesamt betreffen: Der Staat,
auch das Land Schleswig-Holstein, hat
in den vergangenen Jahren mehr gelei-
stet, als er sich leisten konnte, und die
Menschen haben vom Staat mehr Lei-
stungen erwartet, als er erbringen
kann. Einen Ausweg sehe ich in einer
„Politik neuer Bescheidenheit": Poli-
tik darf nicht vorwiegend daraus beste-
hen, den Menschen immer neue Ver-
sprechungen zu machen, in der Hoff-
nung, mit dem Verteilen von „Wohlta-
ten" Wählerstimmen zu gewinnen.
Andererseits müssen sich auch die
Menschen selbst in ihren Ansprüchen
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bescheiden: eine „staatliche Vollver-
sorgung zum Nulltarif" kann es nicht
geben. Eigenverantwortung und Ei-
genleistung der Menschen müssen in
der Politik ein viel stärkeres Gewicht
erhalten als bisher.

Der Zwang zu einer solchen neuen
Politik ist in Schleswig-Holstein beson-
ders groß, da es unter gewaltigen Fi-
nanzproblemen leidet.

Politik zur Sanierung des Landes

Wer unter diesen Bedingungen nicht
zu einer radikalen Umkehr in der Poli-
tik bereit ist, versündigt sich an den
kommenden Generationen, die das
Geld, das heute ausgegeben wird, erst
noch erwirtschaften müssen. Darin
liegt für mich die moralische Dimen-
sion einer Politik zur Sanierung des
Landes, die die CDU aus christlicher
Verantwortung heraus leistet. Dane-
ben ist die sachliche Dimension sicher-
lich nicht weniger wichtig: Nur eine
neue Politik ist in der Lage, die not-
wendigen Handlungsspielräume zu-
rückzugewinnen, die absolute Voraus-
setzung sind, um die wichtigsten Pro-
bleme des Landes zu lösen:

• Schleswig-Holstein braucht neue Ver-
kehrsverbindungen, um die Chancen
der Öffnung nach Osten und der EG-Er-
weiterung nach Norden zu nutzen. An-
derenfalls gerät Schleswig-Holstein
noch weiter in eine Randlage.

• Schleswig-Holstein braucht mehr Inve-
stitionen in die innere Sicherheit, um
den gravierenden Anstieg der Krimina-
lität zurückzudrängen: Die Menschen
haben ein Anrecht darauf, daß der Staat
ihre Sicherheit schützt.

• Schleswig-Holstein braucht mehr Inve-
stitionen in die Bildung, um im härter
werdenden Wettbewerb innerhalb Eu-
ropas und der Welt Schritt halten zu
können.

• Schleswig-Holstein braucht intelligente
Investitionen in die Umwelt, um mit
einem hochgradig effektivem Einsatz
von Ressourcen Natur und Umwelt für
die kommenden Generationen zu be-
wahren.

Schleswig-Holstein steht vor großen
Aufgaben. Wir setzen auf verantwor-
tungsbewußte Menschen, die nicht für
sich, sondern für das Land arbeiten
und für die Menschen, die hier leben.
In dieser Verantwortung gestaltet die
CDU-Landtagsfraktion Politik für
Schleswig-Holstein.

Anm.: Dr. Ottfried Hennig ist Vorsitzender der
CDU-Fraktion und Oppositionsführer im
Schleswig-Holsteinischen Landtag.

St.-Petri zu Lübeck —
Ein besonderer Raum

Günter Harig

Die einen - ich spreche von Touri-
sten, die eher nebenher in diesen Kir-
chenraum geraten: auf dem Weg zum
Turmfahrstuhl und zur fünfzig Meter
hohen Aussichtsplattform, zum einzi-
gen öffentlich zugänglichen Ort, der
einen Blick auf die ganze Stadt erlaubt
- die einen stehen im Eingangsbereich,
nehmen den weißen Raum wahr, den
Pfeilerwald, den roten Ziegelboden
und das Licht, das dieser Raum ist,
staunen - gar nicht so selten mit dem
sprichwörtlich offenen Mund - und
sind in die Spannung des Raumes

Blick auf den Altarraum

schon einbezogen, beginnen zu deu-
ten, was so nach ihnen packt: „Mein
Gott, ist so eine leere Kirche schön!"
Oder sie stellen die erste Frage: „Ist
diese Kirche immer leer?"

Sie ist es nicht. Aber die Kraft, die
Sprache des leeren Raumes ist stabile
Begründung der Lust und Intensität,
mit der in dieser Kirche seit fünf Jahren
unter.neuen Bedingungen und mit selt-
sam wenig „Kirchenfrust" gearbeitet
und ihre Leere aufgehoben wird. Und
wer, sei er Lübecker, sei er Tourist,
den leeren Raum wahrnimmt, gewinnt
ein gleichsam natürliches Interesse an
dem, was in dieser Kirche jetzt ge-
schieht.

Gespräche zur Vorbereitung einer
Veranstaltung beginnen nie im Büro,
immer im Kirchenraum. Wie oft habe
ich dabei inzwischen zusehen können,
wie dieser Raum fesselt, sich erschließt,
freigibt, fordert; ich kann mich darauf
verlassen: mit wem ein Abend im Raum
vorbereitet wurde, der reist zu diesem
Abend mit einem Interesse an, das jen-
seits von Routine ist.

Erst vor einigen Wochen: ein ehr-
würdiger alter Herr, architekturerfah-
ren wie nicht viele, sagt noch im Ein-
gangsbereich, also noch mitten im er-
sten - freilich wiedererkennenden -
Blick in den Raum: „Ich wußte es
doch: er ist einer der schönsten Räume
Europas"; soweit war noch niemand
von uns, auch in Augenblicken unge-
niertester Parteilichkeit für diesen
Raum, gegangen.

Andere - jetzt spreche ich wieder
von Touristen auf dem Weg zum Fahr-
stuhl zur schönen Aufsicht auf Lübeck
- macht die erste Wahrnehmung des
Raumes zögerlich; sie stehen einen
Moment, werden keineswegs gespannt
oder heiter oder einfach wach, sondern
sie krümmen sich eher ein wenig; ihre
Körpersprache sagt: „Hier ist es küjf-,>
oft genug schlagen sie sogar die Arme
um die Brust, wie das die eben tun, die
zu frieren beginnen: und wenn sie sich
dann nicht abwenden, sondern den
Raum richtig betreten, suchen sie den
Altar, die Orgel, ein Bild oder sonst
ein kirchliches Zeichen, das wärmen
könnte; und sie fragen, warum diese
Kirche so weiß sei - daß sie so weiß
doch gewiß nicht immer gewesen
wäre?

Diesen Menschen versuchen wir zu
erklären, was erklärt werden kann;
aber wir wissen, daß wir sie in unserer
Arbeit kaum erreichen werden. Und
wir finden das auch nicht schlimm;
eher beruhigend: daß wir nicht für alle
da sein können und also auch nicht
müssen. ü

Menschen, die mich in UnklartfLit
lassen, denen ich nicht abspüre, ob sie
der Raum packt oder kalt läßt, führe
ich schließlich eine Wendeltreppe hin-
auf auf die alte Sängerempore über der
Sakristei: da fallen sofort die alten
Grabplatten in den Blick - von unserer
Bauhütte in mühsamer halbjähriger
Puzzle-Arbcit aus der Zerstörung zu-
rückgeholt und als Fußboden der bei-
den äußeren Seitenschiffe gerettet;
und die zweiunddreißig Gewölbe sind
ein bißchen näher und die zwanzig
Pfeiler sind ganz und gar wie ein Wald;
und wer jetzt nicht merkt, was eine
fünf schiff ige gotische Halle sein will,
der merkt es vielleicht nie; und also
entscheidet sich, ob das Gespräch so
weitergeht oder so ...

Weil wichtigste menschliche Erfah-
rungen nicht am Tage, sondern in der
Nacht und in Dunkelheit gemacht wer-
den, hat dieser Raum dann auch seine
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besondere Zeit. Wenn man ihn in der
Nacht doch nur für die Menschen, die
den nervus rei spüren können und
spüren würden, mit offenen Türen da
sein lassen könnte! Manche sagen
auch, seine stärkste Sprechstunde sei
die Dämmerung nach einem vollen,
satten Sommertag im Juli oder August.
Noch andere bestehen auf einer diesi-
gen Tagesstunde, in die dann doch ein
Sonnenstrahl einbricht und den ganzen
Raum, die Säulen zuerst, dazu bringt
zu offenbaren, wozu sie überhaupt da
sind: heitere Antwort zu sein auf Licht.

St. Petri hat eine längere, vor allem:
eine sehr viel kompliziertere Bauge-
schichte als die fünf anderen Lübecker
Innenstadtkirchen; rund dreihundert
Jahre lang hat man sie gebaut, verän-
dert, erweitert. Das für den Katholizis-
mus so wichtige Laterankonzil von
'l '(') begann seine Wirkungsge-
schichte, als man den Bau gründete;
als er seine endliche Gestalt gewann,
hatte die Reformation ihre Kinder-
schuhe bereits abgestreift und das Lau-
fen gelernt.

Einheit in Verschiedenheit

Die Zahl der Bauherren und Bau-
meister, die mitgeredet und mitgeplant
haben, die dazwischengefahren sind
und neue Planungen durchsetzten,
mag man phantasieren - und dann die
Rätselfrage des Baus zu beantworten
suchen: wo kommt die Einheit, wo
kommt der Zusammenhang her, die
bzw. der dieser Bau jetzt ist? Was
verschiedene individuelle Willen sind
und wirken - das wissen wir heute ja
j; ,; wohl; aber auf das, was sie zu
soichem Ergebnis zusammenführt,
aber stochern wir nur noch mit fast
schon blinden Augen zu. Diese Kirche
aber wirkt am Ende einer dreihundert-
jährigen Baugeschichte so, als habe
ein Architekt sie während eines beson-
ders glücklichen Nachmittags in einem
Zuge entworfen, und als sei sein Plan
dann auch in einem Zuge umgesetzt
worden.

Ein anderes, kaum weniger bestau-
nenswertes Ergebnis ihrer komplizier-
ten Baugeschichte: sie ist ein in der
Längsachse nach vorn, in den Chor
gerichteter Raum. Und genauso deut-
lich dessen große Alternative: Zentral-
raum; man bleibt nach längerem
Durchschreiten des Raumes hin und
her irgendwann wie von selbst und
hartnäckig in seiner Mitte stehen: es
müßte doch der Altar auch einmal hier
gestanden haben, und die Gemeinde
war rund um ihn herum versammelt ...

Dieser Raum ist Einheit in Verschie-
denheit. Er verdankt seine Gestalt er-
heblichen Eigenwilligkeiten; aber
nicht nur denen. Er ist ein Raum und
hat viele Räume und - diese Erfahrung
wurde nicht ohne Verwunderungen,
nicht ohne erheblich überrascht zu
werden, gemacht - dieser scheinbar so
eindeutig angelegte Raum ist der „ge-
borene" Mehrzweckraum. Seine heu-
tige vielfältige Nutzung hat gezeigt,
daß er sehr verschiedenen Handlungs-
situationen angemessen Raum gibt -
angemesseneren Raum als z. B. die in
den 60er Jahren ausdrücklich als Mehr-
zweckräume entworfenen und gebau-
ten Kirchen.

In der Bombennacht über Lübeck
am 29 März 1942 traf es auch St. Petri
hart: die Kirche verlor Dach- und
Turmhelm, das Kircheninnere brannte
vollständig aus; es gab nicht einmal
einen Löschversuch. Von der Ausstat-
tung blieben - restaurierbar - übrig:
ein paar Wandleuchter und die ba-
rocke steinerne Taufe; und in irgendei-
ner geschützten Ecke haben zwei
kleine Abendmahlskelche das Feuer
überstanden: durchgeschwärzt, leicht
wie Papier, das Silber in irgendeinem
chemischen Prozeß materialverwan-
delt, aber nicht geschmolzen. Man
übergab sie mir an dem Tag, an dem
ich St. Petri-Pastor wurde, und ich
werde sie an meinen Nachfolger wei-
tergeben.

Von heute aus gesehen - und nur fin-
den, der durch die Brutalität jener
Bombennacht einmal auch einfach hin-
durchgucken mag - war sie die Radi-
kalform eines Vorgangs, der milder
und freundlicher in St. Petri mehrfach
geschehen ist. „Häufiger, als in den
anderen Lübecker Kirchen, hatten in
St. Petri die Generationen sich immer
wieder neu eingerichtet und dabei Al-
tes beseitigt". Ein Schriftsteller formu-
lierte, sich nach seiner St. Petri-Erfah-
rung verabschiedend und im Hinausge-
hen noch einmal in den Raum hinein-
wendend: „Diese vom Feuer auch frei-
gegebene - diese klerikal entkernte
Kirche ..."

Die Kirche blieb vierzig Jahre lang
zerstört. Die Geschichte dieser Zeit -
der immer nur teilweisen Sicherung
der Bausubstanz, der Vorschläge zum
Abriß oder zur Umnutzung, zu Ein-
bauten oder Umbauten, der ausge-
führten und ausgeführten Beschlüsse,
der Wiederherstellung von Dach und
Turmhclm - darf man spannend oder
beängstigend oder abenteuerlich nen-
nen; aber sie ist eine Happy-end-Ge-
schichte: erst kletterten die Wünsche

Blick durch das Kirchenschiff

für eine Umgestaltung von St. Petri
noch einmal in höchste Höhen durch
einen im Kontext des Deutschen
Kirchbautages 1979 durchgeführten
großen Ideenwettbewerb - aber dann
fiel bald der wirklich weise Beschluß,
und wiederhergestellt wurde - in den
Jahren 1981-1987 - die alte Architek-
tur: sie allein; weil er neu erfunden
werden mußte, wurde auch neu erfun-
den der - ästhetisch wunderbare, be-
grenzt praktische - Fußboden. Andere
Architektur-Erfindungen fanden nicht
statt.

Dem alten Raum neu zugemutet
wurde nur moderne Technik: Heizung,
Licht, Beschallungsanlage; im Turm-
bereich: Sanitärräume und eine Kü-
che; eine rein funktionale Ausstattung:
Altar, Lesepult, eintausendzweihun-
dert leichtbewegliche Klappstühle, ein
Scheinwerfer-Set, ein sehr variables
Podium.

Als der Wiederaufbau begann, gab
es nur vage Vorstellungen von der
künftigen Nutzung der Kirche, denn es
war klar, daß sie - in der mit großen
Kirchen überbelegten und zugleich seit
dem Krieg bevölkerungsmäßig ausge-
dünnten Lübecker Innenstadt - Ge-
meindekirche nicht mehr werden
konnte. Aber es gab einen wunderba-
ren Satz und kirchliche Gremien, die
sich auf dergleichen Prophetie einlie-
ßen: „Dieser Raum sucht sich, wieder-
hergestellt, seinen Zweck". Und das
hat er getan.

Anm.: Am 22. und 23. Oktober 1993 findet die
34. EAK-Bundestagung in der St. Petri-Kirche
statt.
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Namen und Nachrichten

Kurz notiert
Beitrag zum Abbau von
Vorurteilen

Von Niccolo Machiavclli
stammt das Wort: „Die Zeit ent-
hält nie ausschließlich günstige
Faktoren. Wer abwarten will,
bis alle optimalen Faktoren sich
zu einem Zeitpunkt vereinigen,
wird nie etwas unternehmen''.

Dies mögen sich auch Charles
de Gaulle und Konrad Ade-
nauer gedacht haben, als 1962
das Konzept einer organisierten
politischen Zusammenarbeit
der sechs EWG-Staaten vorerst
gescheitert war. Sie machten aus
der Not eine Tugend und verab-
redeten die engere deutsch-fran-
zösische Zusammenarbeit, die
dann im Januar 1963 zum Ab-
schluß des Freundschaftsvertra-
ges führte.

Sechs Monate später nach
Unterzeichnung dieses Vertra-
ges, am 5. Juli 1963, wurde dann
das Deutsch-Französische Ju-
gendwerk aus der Taufe gehobe,
eine zukunftsweisende Idee der
beiden großen Staatsmänner
und von manchem später als
„das originellste Ergebnis des
Vertrages" bezeichnet.

Seither haben über 4,6 Millio-
nen junge Franzosen und Deut-
sche das jeweils andere Land
kennengelernt und es sind un-
zählige Freundschaften ge-
schlossen worden.

.... Ich gestehe offen, daß ich
viel Sympathie dafür habe, auf
dem erfolgreichen Weg der letz-
ten Jahrzehute weiterzugehen
und das bewährte nach Möglich-
keit auszubauen.

Nach wie vor hat das Deutsch-
Französische Jugendwerk von
seiner Bedeutung nichts einge-
büßt. Im Gegenteil. Wenn Eu-
ropa weiter zusammenwachsen
soll, wenn wir verhindern wol-
len, daß der Nationalismus eine
neue Chance erhält, dann dür-
fen wir in unseren gemeinsamen
jugendpolitischen Anstrengun-
gen nicht nachlassen.

Ich halte es dabei für beson-
ders wichtig, daß in die Pro-
gramme des DFJW noch mehr
als bisher auch die in Frankreich
und Deutschland lebenden jun-
gen Ausländer miteinbezogen
werden.

Ich sage nicht, daß internatio-
naler Jugendaustausch an sich
schon ein Heilmittel gegen Into-
leranz, Fremdenfeindlichkeit
und Gewalt darstellt. Es hilft
aber - gut vorbereitet und
durchgeführt —, mehr Wissen
übereinander und damit mehr
Verständnis füreinander zu ent-
wickeln. Und in diese Arbeit
sollten wir möglichst viele junge
Leute aus beiden Ländern cin-
bcziehen, egal welcher Nationa-
lität sie sind.

Das DFJW will seit seinem
Beginn einen Beitrag zum Ab-
bau von Vorurteilen und zum
interkulturellen Lernen leisten.
Wenn es nicht schon vor 30
Jahren ins Leben gerufen wor-
den wäre, hätten wir heute die
Aufgabe, dies zu tun.

Bundesministerin Dr. Angela
Merkel, MdB, anläßlich des
4()jährigen Bestehens des
Deutsch-Französischen Jugend-
werks

Familienfreude statt
Familienfrust

München. Ob man von Offe-,
nem Kanal, Rückkopplung oder
Feedback spricht, gemeint ist
immer das gleiche: Die Sterilität
des Bildschirms aufbrechen und
Mitsprache mit den Zuschauern
proben. Mit überraschendem
Erfolg übt das seit einigen Mo-
naten ein neues (erneuertes)
Programmangebot des Bayeri-
schen Fernsehens, das Magazin
„Einundzwanzigzwanzig Fami-
lienzeit". Sein außergewöhnli-
cher Untertitel: „Heute mit Be-
ratungstelefon".

Zum Jahresbeginn ist das Fa-
milienprogramm des BR-Fern-
schens neu konzipiert, struktu-
riert und personell erweitert
worden. In wöchentlichem
Wechsel teilen sich die Redak-
tionen Jugend und Familie so-
wie Erziehung und Ausbildung
das Thema Familien. Neu in
den Programmbereich Familie
eingetreten ist Peter Gott-
schalk, früher Kirchenrcdaktcur
bei ZDF und ORB. Er macht
sich besonders für mehr Service
und eben das „Zuschauertele-
fon" stark. Nicht ohne Erfolg,
wie die jüngsten Einschaltquo-
ten beweisen: Das neue Maga-
zin kann sich mit einer Akzep-
tanz zwischen fünf und acht Pro-

zent, das bedeutet eine Zu-
schauerquotc von fast einer hal-
ben Million, auch gegenüber
gleichzeitiger Unterhaltungs-
konkurrenz behaupten. BR -
"Ncwcomer" Peter Gottschalk,
der sich zusammen mit Erika
Jobst die redaktionelle Verant-
wortung für „Einundzwanzig-
zwanzig - Familienzeit" teilt:
„Geändert haben sich Sende-
platz, Sendezeit, Sendelänge,
Themenwahl und Form, doch
geblieben ist die journalistische
Zielsetzung: Serviceinformation
als Lebcnshilfc". Für Redak-
tionsleiter Hans Jörg Vogel
heißt das: „Stabilisieren statt
verunsichern, Kontakt statt Ein-
samkeit, Wertorientierung statt
Wertneutraler Konfliktdiskus-
sion, praktische Handreichung
statt Unverbindlichkeit, Freude
statt Frust."

Inhalt und Form der Sende-
beiträge der ersten fünf Monate
dieses Jahres nimmt man ethi-
sches und soziales Verantwor-
tungsgefühl ab. Das bedeutet
im allgemeinen Trend zu „Info-
tainmenl" und Unterhaltung al-
lerdings Verzicht auf Voyeuris-
mus, Beachtung der Intim-
sphäre und Pcrsönlichkeits-
schutz. Vogel: „Zielgruppc ist
die Familie mit ihrem sozialen
Umfeld, hier zunächst die tradi-
tionelle Familie, die es zu stär-
ken und stützen gilt, aber auch
alle anderen partnerschaftlichen
Konstellationen und Lebensfor-
men, die-man mag es bedauern
oder nicht - im Trend dieser
Zeit liegen".

Das besondere Interesse soll
dabei den Kindern gelten, „die
vor allem bei Scheidungen und
sogenannten offenen Partner-
schaften nicht selten auf der
Strecke bleiben", meint die
„Einundzwanzigzwanzig-Re-
daktion.

Die bisherigen Fragestellun-
gen beweisen den Mut auch zu
heißen Eisen: Jugendsexualität,
Pflege in der Familie, Gewalt
unter Jugendliche, Drogen, se-
xueller Mißbrauch von Kindern,
Fanülienvcrschulclung oder die
Sektenproblematik. Gerade an
der „Sektcnfragc" bewährte sich
das Prinzip der Rückfrage:
Lange nach Mitternacht stand
das Telefon in Freimann immer
noch nicht still und Hundertc
von schriftlichen Anfragen wur-
den beantwortet.

Gerd Geier

Schule ist wieder in der
Diskussion!

Der Arbeitskreis Bildung und
der Evangelische Arbeitskreis
der CDU - Pinneberg hatten ein-
geladen zu einer meinungsbilden-
den Diskussion über das Thema
„Können wir auf das 13. Schul-
jahr verzichten ?". Vertreten wa-
ren vornehmlich Eltern aller
Schülerjahrgänge, Lehrer von
Grund- und Hauptschulen und
Gymnasien, darunter ein Stu-
diendirektor und ein Oberstu-
diendirektor, ferner Juristen und
Studenten. Nach unserem Dafür-
halten war es eine sehr sachliche
und mit Beispielen immer konse-
quent an der Fragestellung ge-
führte Diskussion, in deren Ver-
lauf alle wichtigen Gesichts-
punkte aus der Perspektive der
unterschiedlich intcressie j
Teilnehmer beleuchtet wurde*.

Ausgangspunkt der Diskus-
sion bildete die Feststellung der
die Debatte auslösenden Situa-
tion.

• Auf Dauer muß man zu einer
in der Bundesrepublik
Deutschland einheitlichen
Lösung kommen. Es wird in
den neuen Bundesländern
nur schwer durchzusetzen
sein, die Schulzeit um ein
Jahr zu verlängern.

• Durch die beginnende Euro-
päisicrung hat sich die Ein-
bettung des deutschen Bil-
dungssystems insgesamt ver-
ändert, und damit verändern
sich auch die Konsequenzen,
die der jungen Generalen
nach Absolvieren von Sc J
laufbahn und Bcrufsausbil-
dungszeit aufzulasten. In viel
stärkcrem Maße als zuvor
werden sie sich auf einer
Konkurrenzebene mit ande-
ren, hauptsächlich aber eng-
lischen und französischen
Berufsanfängern befinden,
die in der Regel mindestens 2
Jahre jünger sind. Dies gilt
speziell für die kaufmänni-
schen, naturwissenschaftli-
chen und technischen Berei-
che. Allerdings ist dies nicht
nur von unseren Schulen,
sondern auch durch über-
lange Studienzeiten von un-
seren Hochschulen und Uni-
versitäten zu verantworten.

Einhelligkeil bestand in der
Auffassung, daß die Thematik
der Schulzeitdauer weder unter
fiskalischer noch unter parteipo-
litischer Blickrichtung geführt
werden dürfe.
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Buntlestagung

Die anwesenden Gymnasial-
Lehrer und Studenten sprachen
sich eindeutig für die Beibehal-
tung des 13. Schuljahres aus.

Erfolge in der Verarbeitung
des Unterrichtsstoffes und Selb-
ständigkeit darin, Vorgänge ein-
zuordnen und Bewertungen vor-
zunehmen, also eine wichtige
Phase größerer Reife, treten
erst nach Ablauf des 12. Schul-
jahres ein. Erst dann erscheint
eine Anwendung im Berufsbil-
dungsgang bzw. im Studium ge-
sichert. Eine Reihe von Unter-
richtsfächern besitzt Lehrgangs-
charakter (besonders Fremd-
sprachen, aber auch Mathema-
tik, Physik etc.). Insbesondere
die Fremdsprachen sind ange-
wiesen auf Einübungszeiten und
lassen sich von daher - um ein-
wandfreie Sprechfähigkeit zu er-
\y ';)en - nicht beliebig raffen
o kürzen.

Die anwesenden Eltern und
die übrigen Teilnehmer dagegen
sprachen sich für eine Verkür-
zung der Schulzeit aus. Sie gin-
gen dabei davon aus, daß es zu
einer Strukturveränderung im
Ablauf der Gymnasialjahre im
Hinblick auf die Stoffverteilung
kommen muß und daß man
nicht nur das 13. Schuljahr „ab-
hobeln" könne.

Verkürzung der Schulzeit be-
deutet Besinnung auf das We-
sentliche und Entrümpelung der
Lehrpläne, aber auch Auffüllen
fehlender Lehrerstellen zum
Abbau des Unterrichtsfehls und
-ausfalls. Man soll von dem Leit-
gedanken ausgehen: Wie ver-
bessern wir das Gymnasium?
/•i ;, durch Vertiefen und Ver-
starken der pädagogischen Auf-
gaben und durch Verzicht auf
häufig nur allzu zufällig ausge-
wählte Spezialisierung.

Eine Meinungsübersicht er-
gab in diesem Kreis eine über-
wiegende Mehrheit, die sich für
die Verkürzung der Schulzeit
aussprach, obwohl zuvor auch
auf die Konsequenzen einer sol-
chen Maßnahme hingewiesen
wurde, wie z.B. Fortfall des
freien Sonnabends, Verlänge-
rung des Unterrichts in den
Nachmittag hinein, Einschrän-
kungen im Hinblick auf Differn-
zierungsmöglichkeiten in der
Oberstufe.

Ich persönlich kann mir gut
eine Lösung vorstellen, die zwi-
schen dem „Ja" oder „Nein"
liegt. Sie müßte ein zusätzliches
gymnasiales Angebot darstel-
len. ..

34. Bundestagung des EAK der CDU/CSU

22. und 23. Oktober 1993, St. Petri-Kirche, Lübeck

„Macht und Verantwortung -
Politik im Dienste der Menschen

Programm
(vorläufig)

Freitag, 22. Oktober 1993:

14.00 Bundesarbeitskreissitzung
(Delegiertenversammlung)
mit Neuwahlen zum Bundesvorstand

18.00 Gelegenheit zur Kirchenbesichtigung
mit Pastor Günter Hang, Lübeck

19.00 „Am Sonnenhang. Tagebuch eines
Jahres"
Reiner Kunze, Obernzell

20.00 Abendgespräch
„Man soll Gott mehr gehorchen
als den Menschen" -
Orientierung für politisches Handeln?
mit:
Bischof Kar) Ludwig Kohlwage, Lübeck
Ministerpräsident Dr. Berndt Seite,
Schwerin

Leitung: Peter Hahne, Zweites Deutsches
Fernsehen, Mainz (angefragt)

21.30 Empfang: durch CDU-Landesvorsit-
zenden Dr. Ottfried Hennig, MdL,
Kiel

Samstag, 23. Oktober 1993:

9.00 Geistliches Wort
Bischof Karl Ludwig Kohlwage,
Lübeck

9.15 Eröffnung durch die/den
EAK-Bundesvorsitzende(n)

10.00 Grußwort des Bürgermeisters
Michael Bouteiller, Lübeck

10.15 Im Dienste der Menschen:
Die Einheit gerecht gestalten!

10.20 Einführende Statements:

Dr.h.c. Tyll Necker,
Präsident des BDI, Köln
Landesbischof Christoph Stier,
Schwerin

11.00 Podiumsdiskussion mit:

Brunhilde Fabricius,
Mitglied im Rat der EKD, Kassel
Dr. Ottfried Heimig, MdL, Kiel
CDU-Landesvors., Schleswig-Holstein
Peter Hintze, MdB,
Generalsekretär der CDU, Bonn
Tyll Necker, Präsident des BDI, Köln
Landesbischof Christoph Stier,
Schwerin
Christian Wulff, CDU-Bezirksvorsit-
zender, Osnabrück

Moderation: Renate Bütow, ARD,
Studio Berlin (angefragt)

13.00 Mittagessen

14.00 Schlußvortrag
Dr. Wolfgang Schäuble, MdB, Bonn
Vorsitzender der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktibn

15.00 Schlußwort

Information und Anmeldung:
EAK-Bundesgeschäftsstelle, Friedrich-Ebert-Allee 73-75, 53113 Bonn, Tel.: 0228/544-305
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EAK-Berichte

Aus unserer Arbeit
„Innere Einheit kommt, wenn
auch nur langsam"

Schloß Burg. Fassungslosig-
keit, gemischt mit grenzenlosem
Jubel und Zukunftsoptimismus,
prägte im Oktober 1990 das
Bild. Die Mauer war gefallen
und die Wiedervereinigung ge-
schafft. Heute hat sich die Stim-
mung grundlegend geändert: In
direkter Konfrontation mit den
Folgen der Wiedervereinigung
machten sich Angst und Zweifel
in beiden Teilen der Republik
breit.

„Wie weit sind wir gekom-
men? - Erfahrungen mit der
Deutschen Einheit". Dieses
Thema stand im Mittelpunkt des
10. Schloß Burger Gesprächs,
zu dem der Evangelische Ar-
beitskreis der CDU/CSU einge-
laden hatte.

„Nicht nur im Osten, auch im
Westen fühlen sich viele über-
fordert. In den alten Ländern
fürchtet man, daß die Kosten
der Einheit zu hoch sein könn-
ten. Im Osten fragen sich viele
Bürger, ob sie sich im Umstruk-
turicrungsprozeß behaupten
können", skizzierte Dr. Hans
Hörn, Vorsitzender des EAK-
Bezirksvcrbandcs Bergisches
Land, die Situation im histori-
schen Rittersaal.

Antworten auf die Fragen und
eine Standortbestimmung er-
warteten die über hundert Gä-
ste, darunter zahlreiche Land-
und Bundestagsabgcordncte aus
der bergischcn Umgebung, vom
Referenten des Abends, Dr.
Horst Waffenschmidt, Parla-
mentarischer Staatssekretär im
Innenministerium. Waffcn-
schmidt war kurzfristig für Dr.
Angela Merkel, Bundcsministe-
rin für Frauen und Jugend, ein-
gesprungen, die ursprünglich als
Rednerin angekündigt worden
und verhindert war.

„Das 40jährige SED-Regime
hat tiefe Spuren in den Köpfen
der Bürger hinterlassen. Doch
damit nicht genug: Auch die
materielle Hinterlassenschaft
von vier Jahrzehnten Mißwirt-
schaft, ein Schuldenberg von
400 Milliarden Mark, wurde erst
Monate nach der Vereinigung
deutlich", erinnert der Staatsse-
kretär an die Situation vor drei
Jahren.

Doch bei den unübersehbaren
Zeichen des Aufschwungs dürfe
das Schicksal der Menschen
nicht aus dem Blick geraten, die
von Arbeitslosigkeit betroffen
sind. „Die Phase des Übergangs
ist zweifellos mit Härten und
Belastungen verbunden."

Zur Hilfe der Bürger in den
fünf neuen Bundesländern, so
der Redner, seien auch die Bür-
ger im Westen der Republik
gefordert. „Wir müssen persön-
liche Kontakte aufbauen und
Patenschaften organisieren",
betonte Waffenschmidt.

Hat die christliche Ehe
Zukunft?

Die diesjährige Podiumsdis-
kussion des Evangelischen Ar-
beitskreises Mittelfranken hatte
die Zukunft der christlichen Ehe
zum Thema. Das hochkarätig
besetzte Podium, bestehend aus
Landjugendpfarrer Dr. Röhlin,
Religionspädagogin Motsch-
iiianii, Universitätsprofessor
Schmidt, Synodalpräsidcnt Dr.
Seitter sowie Ministcrialrat
Schmidt, lockte mehr als 100
Zuhörer in die Evangelische Bil-
dungsstätte Wildbad in Rothcn-
burg ob der Tauber.

Unter Leitung des EAK-Be-
zirksvorsitzenden Dr. Ingo
Friedrich, wurden die derzeit
diskutierten Vorschläge zur
Grundgesetzändcrung, insbe-
sondere des Artikel 6, der Ehe
und Familie unter den besonde-
ren Schutz des Staates stellt,
diskutiert.

Gesundheitsreform im gemein-
nützigen Krankenhaus

Augsburg. Es diskutierten im
Evangelischen Arbeitskreis der
CSU Augsburg - Land und im
Ortsverband Neusäß über erste
Erfahrungen im gemeinnützigen
Krankenhaus mit dem Land-
tagsabgeordneten Max Strehle:
Rektor Hans Joachim Katt,
Schwester Angelika Schläfer,
Walter Kramer, Dr. Adrian Ei-
senberger von der Diakonisscn-
anstalt Augsburg, Walter
Schweihofer vom Vincentinum
und Dieter Nolden vom Ver-
band der Ersatzkassen Nord-
schwaben.

Einladung
zur EAK-Landestagung Württemberg

am Samstag, 4. September 1993, 9.00 Uhr
Stuttgart, Haus des Abgeordneten

„Religion und Politik -
Kirche und Staat in unserer heutigen

Erlebnisgesellschaft"
u.a. mit:

Landesbischof D. Theo Sorg
CDU-Generalsekretär Volker Kauder, MdB

Erich Schneider, Landtagspräsident a.D.

Information und Anmeldung bei:
CDU-Landesverband, Hohcnheimcr Str. 9, 70184 Stuttgart,

Angelika Blessing-Bräuninger, Tel.: 07 11/21043-23

Einladung
Die Bürger und ihr Staat

Welche Rechte - welche Pflichten?
Dienstag, 28. September 1993,19.00 Uhr

Kleiner Saal, Konrad-Adenauer-Haus, Bonn

Begrüßung: Dr. Angela Merkel, MdB, Bonn
Einführung: Justizminister Steffen Heitmann, MdL, Dresden

Gesprächsrunde u.a. mit:
Peter Beier, Präses der Evanglischen Kirche im Rheinland

Dr. Reinhard Göhner, MdB, Bonn
Konrad Weiß, MdB, Bonn

Einladung
zur EAK-Landestagung Bayern
Samstag, 18. September 1993,10 Uhr ! )

Ansbach

Macht und Moral
Grundsätze einer Politik aus christlicher Verantwortung

Information und Anmeldung:
CSU-Landeslcitung, Wolfgang Vogelgesang,

Nymphenburger Str. 64, 80335 München, Tel.: 089/1243-253

Einladung
des EAK der CDU-Kleve

Dienstag, 24. August 1993,20 Uhr
Bedburg-Hau, Ortsteil Hasselt

Gaststätte Pott und Pann, An der Molkerei 13

Dr. Jürgen Schmude, Präses der Synode der EKD

„Evangelische Kirche heute -
Chancen und Bedrängnisse"

Information: Horst Jeromin, Haselweg 6, 47553 Bedburg-Hau
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E AK-Bundesvorsitzende
sprach bei ökumenischem
Gottesdienst auf dem Hardtberg

Bonn. In seiner Verantwor-
tung vor Gott und den Men-
schen müsse auch jeder Soldat
seinem Gewissen folgen. Die
Unantastbarkeit der Würde des
Menschen zu schützen sei Ver-
pflichtung staatlicher Gewalt
und Auftrag christlicher Frie-
densbotschaft. Das erklärte die
EAK-Bundesvorsitzencle und
Bundesministerin für Frauen
und Jugend, Angela Merkel,
beim ökumenischen Gottes-
dienst der Bundeswehr auf dem
Bonner Hardtberg. Das Motto:
„Du sollst Gott mehr gehorchen
als den Menschen." Die Mini-
sterin sprach zu Soldaten aller
D' stgrade der drei Teilstreit-
k •.£- vom Inspekteur bis zum
Wehrpflichtigen. Die Bundes-
wehr habe ihren eigenständigen
ethischen Rang als Instrument
eines freiheitlichen und demo-
kratischen Staates. Daher be-
wältige sie gelassen neugestellte
Aufgaben, wie die Einheit
Deutschlands, den Umbruch
der bisherigen Weltordnung und
internationale humanitäre An-
forderungen. Die Pfingstbot-
schaft sei ein Aufruf, Brücken
zur gegenseitigen Verständi-
gung zu schlagen, betonte Mer-
kel. Erstmals in der Geschichte
der Menschheit werde kriegeri-
sches Potential abgerüstet und
zerstört, aber Krisen und Kon-
flikte gehörten noch immer
nicht der Vergangenheit an.
Anrh in Zukunft werde es Si-
c' /cit und Frieden nicht zum
Nuntarif geben. Die Wehr-
pflicht - so Frau Merkel - bleibe
„Friedensdienst für unsere frei-
heitliche Grundordnung."

Die Ministerin würdigte die
vielen Hilfseinsätze der Bundes-
wehr. Humanitäre Missionen
seien billiger und menschlicher
als Rüstungswettlauf und Geg-
nerschaft.

Es gibt keine christliche Politik

Nagold. Der Evangelische
Arbeitskreis der CDU Nagold
beschäftigte sich mit der 40jähri-
gen Geschichte des bundeswei-
ten Arbeitskreises. Der stellver-
tretende Landesvorsitzende des
EAK Württemberg, Rainer
Sindlinger, referierte darüber
unter dem Thema Politik aus
christlicher Verantwortung.

Schon in seinen einleitenden
Worten machte er deutlich, daß
es keine christliche Politik gäbe.
Der Arbeitskreis wolle vielmehr
ethische Maßstäbe in die Politik
einbringen und dazu verhelfen,
daß christliche Zeugnisse und
gesellschaftliches Handeln mög-
lichst in Übereinstimmung ge-
bracht werden könnten.

Karenztage sind
Verlegenheitslösung

Magdeburg. Der Vorsitzende
des Evangelischen Arbeitskrei-
ses der CDU Sachsen-Anhalt,
Jürgen Scharf MdL, erklärt
nach der jüngsten Landesvor-
standssitzung des EAK:

„Die Pflegeversicherung als
vierte Säule des sozialen Sichc-
rungssystems muß jetzt be-
schlossen und möglichst schnell
eingeführt werden. Gleichzeitig
dürfen die Lohnnebenkosten
nicht weiter steigen. Daher ist
eine Kompensation für zusätzli-
che Kosten der Pflegeversiche-
rung nötig. Arbeitgeberver-
bändc und Gewerkschaften wa-
ren bisher unfähig, sich auf ei-
nen Vorschlag für ein Kompen-
sationsmodell zu einigen.

Die Ministerpräsidenten der
Länder waren bisher nicht in
der Lage, Feiertage als Kom-
pensation anzubieten. Die gro-
ßen Kirchen reagierten auf die
mögliche Reduzierung von
kirchlichen Feiertagen bisher
ablehnend. Die nun vorgeschla-
genen Karenztage sind eine
schlechte und rechtlich fragwür-
dige Verlegenheitslösung.

Wir fordern die Kirchen und
die Ministerpräsidenten der
Länder auf, ernsthaft über die
Abschaffung von ein bis zwei
Feiertagen zur Vermeidung der
Karenztage zu verhandeln.

In Sachsen-Anhalt könnte
ohne großen Schaden für das
kirchliche Leben auf den Feier-
tag 'Heilige Drei Könige' (6.
Januar) und auf den Büß- und
Bettag verzichtet werden.

Der Büß- und Bettag kann,
wie schon jahrelang gewohnt,
ohne Abstriche an der Verkün-
digung mit einem abendlichen
Abschlußgottesdienst zur Frie-
densdekade begangen werden."

Einladung des EAK-Thüringen
zum 2. Abendgespräch

am Donnerstag, 23.9.1993, 19 Uhr
in Gotha, Schloß Friedensstein, Ostsaal

Zum Thema: Militärseelsorge
mit; Militärpfarrer Rudold Jünghans, Bonn
Pfarrer Klaus-Dieter Hofmann, Gillersdorf

Pfarrer Erhard Graf u.a.

Anmeldung und Information:
Rüdiger Scholz, CDU-Landesverband,

Heinrich-Mann-Str. 22, 99096 Erfurt, Tel.: 0361/31652

Kirchentag in München
Am Stand des EAK auf dem 'Markt der Möglichkeiten'
haben u.a. folgende Politiker aus den Reihen der CDU/CSU
teilgenommen:

Dr. Sabine Bergmann-Pohl • Ilse Falk • Dr. Ingo Fried-
rich • Dr. Hans Geisler • Michaela Geiger • Otto von
Habsburg • Dr. Renate Hellwig • Christine Lieber-
knecht • Hans Maurer • Dr. Angela Merkel • Dr. Ger-
hard Päselt • Dr. Friedbert Pflüger • Christian Schmidt •
Carl-Dieter Spranger • Dr. Horst Waffenschmidt • Dr.
Jürgen Warnke • Kersten Wetzel

Zum Thema 'Umbruch in Europa' und zum Thema der
Kirchentagslosung 'Nehmet einander an' wurden viele Ge-
spräche geführt.

Zu unseren Aktivitäten am Stand gehörte unter anderem ein
Preisrätsel zum Thema 'Europa'.

Die ersten drei Sieger bei unserem Europa-Quiz sind:

Irene Zweifel, CH-5012 Schönenwerd • Michael Krake,
57234 Wilnsdorf • Susanne Klatt, 79400 Kandern

Herzlichen Glückwunsch aus Bonn
senden die Standteilnehmer.
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